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Jjie  Besoldungsverhältnisse  der  Universitätsprofessoren  und  die 
Ordnung  der  Kolleghouorare  sind  seit  Jahren  in  der  Litteratur  und 
in  den  Parlamenten  Gegenstand  mannigfaclier  Erörterungen  und  viel- 
fach auch  berechtigter  Augriöe  gewesen  i).  Gegenwärtig  sucht  man 
in  Oesterreich  und  in  Preußen  eine  zum  Teil  tiefeinschneidende  Reform 
auf  diesem  Gebiete  herbeizuführen ;  dort  ist  dieselbe  gewissermaßen 
als  abgeschlossen  anzusehen,  sowohl  das  Abgeordnetenhaus  wie  das 
Herrenhaus  haben  die  Vorlage  der  Regierung  mit  unwesentlichen 
Aenderungen  angenommen;  hier  werden  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften in  den  allernächsten  Wochen  die  Entscheidung  über  die  ge- 
plante Neuordnung  zu  fällen  haben. 

Bei  der  großen  Bedeutung  dieser  Reform  dürfte  es  am  Platze  sein, 
auch  an  dieser  Stelle  die  Vorlagen  der  beiden  ünterrichtsverwaltungen 
miteinander  zu  vergleichen  und  einer  nähereu  Prüfung  zu  unterwerfen. 


1)  Cf.  Hasse,  Die  Mäiit;el  deutscljer  Universitätseinriclitungen ,  Jena  1887.  — 
V.  Schulte,  Die  liesoldungsverhältuisse  der  üniversitütsprofessoren  in  Preufsen,  in  diesen 
„Jahrbüchern"  N.  F.  Bd  XIV  (1887)  S.  1  fg.  —  J.  B.  M.  (Jürgen  Bona  Meyer),  Von 
deutscher  Universitäts-Sitte  und  Unsitte.  Berufungs-  und  Honorarmifsbrauche  ,  in  der 
„Nationalzeitung"  vom  2.  und  6.  Juni  1889.  (No.  336  u  342.)  —  Die  Besoldung  der 
Universilätsprofessoreu,  in  der  ,, Nationalzeitung"  vom  22.  Ajiril  1892.  No.  254.  Zweites 
Beiblatt.  —  W.  L.  (^Le,xis),  Die  Honorare  der  Universitätsvorlesungen,  in  der  Beilage  zur 
(Münchener)  ,,Allgemeineu  Zeitung''  vom  3.  Aug.  1894  (No.  212,  bezw.  177).  —  L.  (Lexis), 
Das  Honorarwesen  und  die  deutschen  Universitäten,  ebendaselbst,  1896  No.  257  und  272 
vom  5.  und  23.  Nov.  . —  Frof.  D.  Dr.  G.  Kunze,  Die  Verstaatlichung  der  Kollegiengelder 
und  die  Professorengehaltsfrage.  II.  Deutschland.  In  ,, Akademische  Eevue",  Heft  27. 
III.  Jahrg.,  3    Heft. 

Aus  den  parlamentarischen  Verhandlungen  sei  hier  nur  verwiesen  auf  die  Verhand- 
lungen des  preufsischen  Abgeordnetenhauses  1891  (84.  Sitzung,  vom  8.  Mai,  Rede  des 
Abg.  Dr.  Friedberg),  1892  (27.  Sitzung,  vom  8.  März),  1893  (35.  Sitzung,  vom  21.  Februar), 
1895  (27.  Sitzung  vom  23.  Februar),  1896  (35.  u  36.  Sitzung  vom  5.  u.  6.  März). 
Cf.  auch   die  Verhandlungen   im   Bayerischen   Landtage  im   Februar  und  März    1896 

[Es  sei  jedoch  ausdrücklich  bemerkt,  dafs  diese  Nachweise  auf  Vollständigkeit  keinen 
Anspiuch  machen] 

1 


Wollen  wir  erkenneu,  was  die  Regierung  hier  wie  dort  erstrebt, 
so  müssen  wir  zunächst  den  gegenwärtigen  Zustand  kurz  kenn- 
zeichnen. 

1.   Die  Gehaltsfestsetzung. 

a)  Preußen.  Zur  Zeit  sind  die  Besoldungsverhältnisse  der  Uni- 
versitätsprofessoren iu  Preußen  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Bestim- 
mungen, betr.  die  Besoldungen  der  ordentlichen  und  außerordentlichen 
Professoren  an  den  9  Landesuniversitäten  und  au  der  Akademie  zu 
Münster,  vom  15.  Juli  1876  folgendermaßen  geregelt: 

Für  eine  jede  Universität  besteht  ein  besonderer  Besoldungsfonds, 
nach  Durchschnittsgehältern  (cf.  unten)  bemessen.  Diese  Besoldungs- 
fonds der  einzelnen  Universitäten,  die  nicht  untereinander  übertragbar 
sind,  werden  durch  einen  allgemeinen  Dispositionsfonds  („Zur  Ver- 
besserung der  Besoldungen  der  Lehrer  etc.,  sowie  zur  Heranziehung 
ausgezeichneter  Dozenten")  ergänzt.  Das  Gehalt  der  einzelnen  Professoren 
wird  in  jedem  Falle  besonders  festgesetzt.  Eine  etatsmäßige  Festlegung 
der  einzelnen  Gehälter  besteht  nicht. 

Die  Durchsclinittssätze,  welche  für  den  Besoldungsfonds  ausschlag- 
gebend sind,  betragen  iu  Berlin  für  Ordinarien  6000  M.,  für  Extra- 
ordinarien 3000  M.  Die  übrigen  Universitäten  zerfallen  nach  den 
jetzigen  Durchschnittssätzen  in  3  Klassen: 

a)  Bonn,  Breslau,  Göttingen,  Halle  und  Königsberg  mit  einem 
Durchschnittssatze  von  51Ü0  iVJ.  für  Ordinarien  und  2550  &I.  für  Extra- 
ordinarien ; 

b)  Greifswald,  Kiel,  Marburg  und  Münster  mit  4800  M.  für  Ordi- 
narien und  2400  M.  für  Extraordinarien; 

c)  Braunsberg  mit  4000  M.  für  Ordinarien.  Außerordentliche  Pro- 
fessoren sind  dort  nicht  vorhanden. 

Der  allgemeine  Dispositionsfonds  (Kap.  119,  Tit.  13  des  Etats) 
beläuft  sich  auf  175000  M. 

Die  ordentlichen  Professoren  gehören  zur  4.,  die  außerordentlichen 
Professoren  zur  5.  Rangklasse  der  höheren  Provinzialbeamten,  und  es 
stehen  ihnen  Wohnungsgeldzuschuß  sowie  Tagegelder  bei  Amtsreisen 
nach  den  Sätzen  dieser  Rangklasseu  zu. 

Was  aber  vor  allem  zu  beachten  ist :  einen  Anspruch  auf  ein  Vor- 
rücken in  höhere  Gehaltsstufen  hat  der  Professor  nicht.  Erhält  er 
einen  Ruf  an  eine  andere  Universität,  zumal  an  eine  nicht  preußische 
Universität,  so  kann  die  Ablehnung  einer  solchen  Berufung  allerdings 
zu  einer  oft  erheblichen  Erhöhung  seines  Gehaltes  führen;  auch  aus 
anderen  Gründen  kann  eine  Steigerung  des  Gehaltes  erfolgen.  Indes 
mit  Sicherheit  kann  kein  akademischer  Lehrer  in  Preußen  darauf 
rechnen,  daß  er  im  Laufe  der  Zeit  mit  höherem  Alter  sich  auch  einer 
höheren  Besoldung  erfreuen  wird.  Man  spricht  so  oft  von  der  glänzenden 
Stellung  und  von  den  beträchtlichen  Einnahmen  der  Universitätslehrer^ 
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und  Beispiele  hierfür  beizubrinp;en  fällt  nicht  schwer;  —  aber  man  über- 
sieht demgegenüber  nur  zu  leicht:  wie  groß  die  Zahl  derer  ist,  die  bis 
an  ihr  Lebensende  ein  sehr  kleines  Gehalt  beziehen  und,  vielfach  aus- 
schließlich auf  dieses  angewiesen,  sich  in  keineswegs  so  verlockender 
Lage  befinden,  wie  dies  häufig  angenommen  wird.  Gewiß  ist,  daß  das 
Fehlen  von  Alterszulageu,  überhaupt  die  Unsicherheit  der  Be- 
soldungsverhältnisse die  Stellung  der  preußischen  Universitäts- 
professoren beeinträchtigt. 

Andererseits  soll  aber  im  Zusammenhange  hiermit  auch  nicht  un- 
erwähnt bleiben,  daß  die  Lehrer  an  den  preußischen  Universitäten  nicht 
unter  das  Pensionsgesetz  vom  27.  März  1872/3L  März  1882  fallen,  daß 
ihnen  somit  das  Recht  auf  den  Fortbezug  des  ganzen  Gehaltes  nebst 
Wohnungsgeldzuschuß  für  den  Fall  der  Dienstunfähigkeit  und  Emeri- 
tierung zusteht ;  im  weiteren,  daß  die  Reliktenversorgung  in  der  denkbar 
günstigsten  Weise  geregelt  worden  ist.  Die  Witwe  eines  ordentlichen 
Professors  erhält  1400  M.,  die  eines  außerordentlichen  Professors  1000  M. 
Witwenpension.  Das  Waisengeld  bezitiert  sich  für  eine  Ganzwaise  auf 
600  M.,  für  jede  weitere  Ganzwaise  auf  400  M.,  für  eine  Halbwaise 
auf  400  .\1.,  für  jede  weitere  Halbwaise  auf  250  M,  Die  Dienstjahre 
des  verstorbenen  Ehemanns  resp.  Vaters  bleiben  unberücksichtigt. 
Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  werden  nicht  erhoben.  Diese  hohen  i) 
Reliktengelder  sind  mit  daraus  zu  erklären,  daß  schon  frühzeitig  an 
den  meisten  Universitäten  besondere  Witwenversorgungsanstalten  be- 
gründet worden  sind,  so  daß  ein  von  den  Professoren  selbst  ange- 
sammeltes Kapital  für  diese  Zwecke  zur  Verfügung  steht.  Da  jedoch 
die  alten  Kassen  zum  Teil  auf  wenig  befriedigenden  Grundlagen  be- 
ruhten und  die  den  Hinterbliebenen  zugesicherten  Pensionen  in  einzelnen 
Fällen  sehr  niedrig,  jedenfalls  sehr  verschieden  bemessen  waren,  so  er- 
folgte im  Jahre  1888  eine  einheitliche  Regelung  dieser  Fürsorge  in 
der  oben  angegebenen  Weise  im  Anschluß  an  die  bereits  bestehenden 
Einrichtungen.  Der  Staat  zahlt  für  diest^  Witwen-  und  Waisen- 
versorgung einen  jährlichen  Zuschuß  von  160  000  M. 

An  einigen  Universitäten  giebt  es  außerdem  noch  besondere  Fonds 
oder  Hilfskassen  zur  Unterstützung  der  Hinterbliebenen. 

b)  Oest  erreich.  Die  Gehaltsverhältnisse  der  Professoren  in 
Oesterreich  -)  sind  geregelt  durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1870. 
Hiernach  beträgt  die  „systemmäßige  erste  Gehaltsstufe"  der  ordent- 
lichen Professoren  an  den  weltlichen  Fakultäten  für  Wien  2200  fl., 
für   Prag   2000   fi.,    für    alle    übrigen    Universitäten   1800   Ü.^).    Zu 


1)  Dafs  diese  Pensiouen  thatsächlich  hohe  sind,  ergiebt  sich  .lus  einem  Vergleich  mit 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten  vom  20.  Mai  1882.  Das  höchste  Witwengeld  beziffert  sich 
auf  1600  M.!  Das  höchste  Waisengeld.  wenn  die  Mutter  lebt  .^uf  320  M,  ist  auch  sie 
gestorben  auf  533  M.   33   Pf.  ! 

2)  Cf.  Lemeyer,  Die  Verwaltung  der  österr.  Hochschulen  von  1868  — 1877. 
Wien  1878.  —  Brockhausen,  „Oesterreichische  Universitäten''  im  ,, Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften",   1.   Suppl.-Band,  Jena   1895,  S.   771   ff. 

3)  Für  die  Professoren  der  thtol.  Fakultäten  beträgt  das  systemmäfsige  niedrigste  Ge- 

1* 
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diesen  Gehaltsbezügen  tritt  nun  zunäclist  die  sog.  Aktivitätszulage, 
wie  solche  andere  Staatsdiener  in  dem  gleichen  Range  und  an  dem  näm- 
lichen Orte  beziehen.  Diese  Zulage  für  die  Zeit  der  Aktivität  be- 
ziffert sich  in  Wien  auf  800  fl.,  in  Prag,  Graz,  Krakau,  Leniberg  auf 
480  fl.,  in  Innsbruck,  Czernowitz  auf  400  fl.  AußL'rdem  werden  den 
Professoren  Alterszulagen  gewährt  in  der  Weise,  daß  das  oben  ge- 
nannte niedrigste  Gehalt  nach  je  5  Dienstjahren  bis  zum  Einschluß 
des  25.  Dienstjahres  um  je  200  fl.  erhöht  wird. 

Somit  beziffert  sich  das  Mindestgehalt  eines  österreichischen  Uni- 
versitätsprofessors  nach  25  Dienstjahren  in  Wien  auf  4000  fl.,  in  Prag 
auf  3480  fl.,  in  Graz,  Lemberg  und  Krakau  auf  3280  fl.,  in  Inns- 
bruck und  Czernowitz  auf  3200  fl.  Einzelnen  Professoren  können 
selbstverständlich  auch  höhere  als  diese  systemmäßigen  Bezüge  zuge- 
standen werden ;  besonders  bei  Berufungen  von  auswärts  sind  vielfach 
höhere  Gehälter  gewährt  worden.  In  diesem  Falle  aber  haben  die 
betr.  Professoren  auf  die  Aktivitätszulage  keinen  Anspruch. 

Die  ordentlichen  Professoren  gehören  zur  6.,  die  außerordentlichen 
Professoren  zur  7.  Rangklasse.  Letztere  werden  entweder  ohne  Ge- 
halt angestellt  oder  ihr  Gehalt  wird  im  einzelnen  Falle  besonders 
normiert.  Sie  haben  keinen  Anspruch  auf  Alterszulagen  ,  wohl  aber 
auf  die  ihrer  Rangklasse  entsprechende  Aktivitätszulage,  die  in  Wien 
700  fl.,  in  Prag,  Graz,  Krakau  und  Lemberg  420  fl.,  an  den  anderen 
Orten  350  fl.  ausmacht. 

Die  österreichischen  üniversitätsprofessoren  sind  dem  allgemeinen 
Pensiousnormale  für  Beamte  vom  9.  Dezember  1866  unterworfen.  Der 
Anspruch  auf  Ruhegehalt  beginnt  mit  vollendetem  10.  Dienstjabre; 
erst  nach  40-jähriger  Dienstzeit  wird  der  volle  Betrag  des  anrechnuugs- 
fähigen  Aktivitätsgehaltes  als  Pension  gewährt.  Für  die  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Professoren  ist  jedoch  die  besondere  Bestimmung 
getroffen,  daß  je  3  Dienstjahre  für  4  gezählt  werden,  so  daß  sie  schon 
nach  30  Dienstjahren  den  Anspruch  auf  vollen  Gehalt  (ohne  Aktivitäts- 
zulage, aber  einschließlich  der  erlangten  Quinquennalzulagen)  beziehen. 

Jeder  Professor,  der  das  70.  Lebensjahr  zurückt;elegt  hat,  muß 
von  Amtswegen  mit  dem  zuletzt  genossenen  Gehalt  und  mit  Beibe- 
haltung einer  etwaigen  Personalzulage  in  den  Ruhestand  versetzt 
werden.  Diese  Pensionierung  darf  nach  dem  Ermessen  des  Ministers 
um  ein  Jahr  aufgeschoben  werden.  Endlich  können  alle  Professoren 
nach  zurückgelegtem  65.  Lebensjahre  in  eben  dieser  Weise  pensioniert 
werden. 

Für  die  Witwen  der  ordentlichen  Professoren  ist  die  Pension  mit 
500  fl.,  für  die  der  außerordentlichen  mit  400  fl.  festgesetzt;  die  Er- 
ziehuugsbeiträge  für  hinterbliebene  Waisen  sind  mit  80  fl.  für  die 
eines  ordentlichen,  mit  60  fl.  für  die  eines  außerordentlichen  Professors 
normiert.  — 


halt  in  Wien  2000,  in  Pr«g  1800,  in  Gra»  und  Lemberg  1600  fl.,  in  den  übrigen  Orten, 
mit  Ausnahme  von  lunsbruoii  u.  Krakau,  wo  das  Gehalt  sich  nur  auf  1000  fl.  belauft, 
1400   fl. 
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c)  Uebrige  deutsche  Staaten.  Es  sei  hier  noch  Ivurz  der 
BesoldungsverhältDisse  der  Universitätsprofessoren  in  Bayern  und 
Württemberg  gedacht. 

In  Bayern  beträgt  das  gesetzliche  Anfangsgehalt  für  ordentliche 
Professoren  4200  M.  Dieses  Gehalt  i^teigt  nach  Ablauf  von  je  5  Dienst- 
jahren und  zwar  das  erste  Mal  um  o60  M.,  später  um  180  M. 

Durch  etwa  bei  Berufungen  oder  zur  Abwehr  solcher  gewährte 
außerordentliche  Zulagen  werden  die  Quinquennalzulagen  erst  ausge- 
schlossen, wenn  ein  Gesamtgehalt  von  7920  M.  erreicht  ist,  ohne  daß 
übrigens  dieser  Betrag  in  dem  Sinne  das  Maximalgehalt  darstellt,  daß 
er  nicht  überschritten  werden  könnte. 

Zu  dem  Gehalt  tritt  noch  ein  Wohnungsgeldzuscliuß,  der  jedoch 
besonderen  Bedingungen  unterworfen  ist;  derselbe  wird  erst  gewährt 
nach  Vollendung  des  7.  Dienstjahres  und  fällt  bei  bedeutenden  Xeben- 
einnahmen,  zu  denen  auch  das  Kolleghonorar  gerechnet  wird,  fort. 
Für  die  außerordentlichen  Professoren  betragen  das  gesetzliche  An- 
fangsgehalt 3180  M.  und  die  Quinquennalzulagen  von  Anfang  an  180  M. 

Angenommen,  es  wird  Jemand  mit  30  Jahren  zum  Ordinarius  er- 
nannt, so  ergiebt  sich  folgende  Skala  des  Minimalgehalts : 


im  Älter 

von 

30  Jahr 

eil 

4200  M 

35       ., 

4560    „ 

40       „ 

4740    ., 

45       ., 

4920    „ 

50       „ 

5100    ,, 

55        ,. 

5280    „ 

60        „ 

5460    „ 

Die  Professoren  können  nach  den  für  Beamte  geltenden  Bestim- 
mungen pensioniert  werden.  Diese  Pension  beträgt  nach  3  Dienst- 
jahren 7io>  nach  10  Jahren  */io,  nach  20  Dienstjahren  ^/i„  des  Ge- 
haltes. Nach  zurückgelegtem  40.  Dienstjahre  oder  70.  Lebensjahre 
haben  die  Professoren  das  Recht,  die  Pensionierung  mit  vollem  Ge- 
halt zu  fordern.  Thatsächlich  aber  erfolgt  eine  eigentliche  Pensionie- 
rung nur  selten;  an  deren  Stelle  tritt  eine  Entbindung  von  der  Ver- 
pflichtung Vorlesungen  zu  halten,  wodurch  der  Fortbezug  des  Gehaltes 
gesichert  bleibt. 

Als  Witwengeld  wird  '/0  des  höchsten  von  dem  verstorbenen  Ehe- 
manne bezogenen  Gehaltes  gewährt.  Jede  Waise  erhält  bis  zum 
vollendeten  20.  Jahre  oder  bis  zu  eingetretener  anderer  Versorgung 
V5  jenes  Fünftels;  jede  Doppelwaise  ^l^^  der  Witwenpension.  Unter 
bestimmten  Bedingungen  (bei  beschränkter  Erwerbsfähigkeit  oder  gänz- 
licher Erwerbsunfähigkeit)  kann  dieses  Waisengeld  auch  längere  Zeit, 
ja  lebenslänglich,  gezahlt  werden.  Periodische  Beiträge  werden  für 
diese  staatliche  Witwen-  und  Waisenversorgung  nicht  erhoben ;  nur 
bei  der  Anstellung  ist  ein  einmaliger  Beitrag  von  10  Proz.  des  Ge- 
haltes zu  entrichten. 

Außerdem  besteht  an  der  Universität  Erlangen  noch  eine  be- 
sondere Professorenwitwenkasse.  Die  Pensionen,  welche  aus  derselben 
gezahlt  werden,  richten  sich  nach  den  Verhältnissen  der  Kasse.  — 
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An  der  Universität  Tübingen  Ijestehen  für  die  ordentlichen 
Professoren  drei  Klassen  von  sog.  Normalgehaltern  im  Betrage  von 
3600,  4000  und  4400  M.  Diese  Klassen  enthalten  je  '/g  der  ange- 
stellten ordentlichen  Professoren.  Jeder  Neuangestellte  erhält  zunächst 
ohne  Rücksicht  auf  Alter  oder  frühere  Aeniter  den  untersten  Platz 
der  Klasse  zu  3G00  M.  und  rückt  beim  Ausscheiden  anderer  nach  der 
Anciennität  auf. 

Außerdem  werden  Personalzulagen  gewährt,  welche  zum  Teil  eine 
große  Höhe  erreichen.  Seit  1877  ist  ferner  das  Gehalt  der  in  der 
ersten  Gehaltsklasse  befindlichen  Professoren  durch  Alterzulagen  auf 
5000  M.  erhöht,  sofern  es  nicht  durch  Personalzulagen  diesen  Betrag 
erreicht  hat. 

Die  außerordentlichen  Professoren  zerfallen  in  2  Klassen  zu  1800 
und  2200  M.,  doch  kommen  auch  hier  sehr  häufig  persönliche  Zu- 
lagen vor. 

Die  ordentlichen  Professoren  können,  wie  andere  Beamte,  nach 
zurückgelegtem  65.  Lebensjahre  pensioniert  werden.  Das  Ruhe- 
gehalt wird  nach  dem  innerhalb  des  letzten  Dienstjahres  bezogenen 
Normalgehalte  berechnet,  zu  welchem  noch  ein  weiteres  Drittel  als 
Entschädigung  für  den  Ausfall  der  Kollegiengelder  hinzutritt.  Von 
der  so  gebildeten  Summe  beträgt  das  Ruhegehalt  beim  angetretenen 
10.  Dienstjahre  40  Proz.  und  steigt  jährlich  bis  zum  40.  Dienstjahre 
um  1  1/,  Proz..  so  daß  es  also  mit  dem  40.  Jahre  85  Proz.  von  *l^ 
des  Nonnalgehaltes,  d.  i.  113  Vs  des  Normalgehaltes,  demnach  in  der 
1.  Klasse  4986  -/g  M.  beträgt.  Bei  der  Berechnung  der  Dienstzeit 
wird  die  Privatdozentenzeit,  sofern  sie  nicht  vor  der  Vollendung  des 
25.  Lebensjahres  fällt,  mitgerechnet. 

Der  Witwe  wird  Vs  der  vom  Verstorbenen  verdienten  Pension, 
jeder  Halbwaise  Vsi  jeder  Ganzwaise  ^4  des  Witwengeldes  gewährt. 

Die  Pensionierung  und  die  Witwen-  und  Waisenversorgung  der 
außerordentlichen  Professoren  ist  wie  die  der  Ordinarien  geregelt ;  nur 
wird  bei  der  Berechnung  das  einfache  (nicht  1  Vs-fache)  persön- 
liche Gehalt  (nicht  nur  das  Normalgehalt)  zu  Grunde  gelegt. 

2)  Die  Kolleghonorare. 

Zu  diesem  Gebalt  der  Universitätsprofessoren  treten  im  weiteren 
die  Einnahmen  aus  den  Kolleghonoraren  hinzu. 

Ueber  diese  Vorlesungshonorare  seien  zwei  Bemerkungen  allge- 
meiner Natur  vorangeschickt,  die  eine  über  die  geschichtliche  Eut- 
wickelung  derselben,  die  andere  über  ihre  rechtliche  Natur. 

E.  Hörn  hat  in  seiner  vor  kurzem  erschienenen  Schrift  „Kolleg 
und  Honorar"  i)  in  dem  3.  Kapitel  eine  hübsche  Uebersicht  gegeben 
über  die  geschichtliche  Entwickelung  der  öffentlichen  und  privaten 
Vorlesungen.     Er   führt   den  Nachweis,   daß  vom   15.  Jahrhundert  an 


1)  Müiiclieii  (Akadem,   Verlag)    1S97. 


der  gesamte  öHentliche  Unterricht,  in  den  sog.  lectiones  publicae  frei 
erteilt  worden  sei;  und  diese  lectiones  und  exercitationes  publicae 
faßten  den  gesamten  fach  wissenschaftlichen  Unterricht  in  sich.  Der 
Privatkollegs  wird  bis  in  das  17.  Jahrhundert  in  den  Universitats- 
gesetzen  nur  beiläutig  gedacht,  wenn  von  Doktoren  und  Magistern  die 
Rede  ist,  die  ohne  ofliziellen  und  «itfent liehen  Lehrauftrag  unterrichteten. 
„Jene  ötientlichen  Vorlesungen  waren  die  allein  giltigen,  die  für  die 
Vollendung  des  akademischen  Kurses  notwendigen,  nur  sie  wurden 
für  die  completio  ad  gradus  angerechnet,  offiziell  gab  es  keine  anderen. 
Und  diese  eben  wurden  ohne  Honorarforderung  erteilt  ^)." 

Nebenher  ging  von  Anfang  an  Privatunterricht,  der  zunächst  in 
Uebungen  und  Wiederholungen  i)estand.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.,  mehr  noch  im  18.  Jahrhundert  waren  die  PrivatcolleLjia  in 
Konkurrenz  mit  den  öffentlichen  und  ordentlichen  Vorlesungen  getreten. 
Aber  anfangs  bekämpfte  die  Regierung  dies.  So  heißt  es  in  einem 
Reskript  an  den  Senatum  Academicum  in  Königsberg  vom  28.  Dezember 
1751:  „Wir  haben  höchstniißfällig  vernommen,  daß  die  Professores  sich 
mehrentheils  auf  Collegia  privatissima  legen,  die  publica  aber  entweder 
gar  nicht  halten,  oder  doch  sehr  negligiren.  Ihr  werdet  demnach 
hiermit  alles  Ernstes  befehliget,  bej-  ohnfehlbarer  Verantwortung,  diese 
Unordnung  sofort  abzustellen,  und  mit  aller  pflicht müßigen  Attention 
auch  gehörigem  Nachdruck  darauf  zu  halten,  daß  sämmtliche  Pro- 
fessores publice  fleißig  lesen,  auch  die  Collegia  gebührend  zu  Ende 
bringen  mögen ;  gestalt  denn  nicht  nur  das  Officium  fisci  hierauf  genau 
zu  invigiliren  instruiret  ist,  sondern  auch  künftighin  nach  Ablauf  eines 
jeden  Semestris,  der  abgehende  Rector  ganz  zuverlässig  und  umständ- 
lich, nicht  aber  alles  in  generalen  terminis,  als  es  wohl  zeitbero  ge- 
schehen, berichten  muß,  ob  und  welcher  gestalt  dieser  unserer  ernst- 
lichen Willensmeinung  satisfaciret  worden ,  und  welche  Professores 
dawider  etwa  contraveniret  haben." 

Wenn  ich  speziell  auf  Königsberg  hinweise,  so  geschieht  dies  auch 
um  deswillen,  weil  sich  hier  das  ursprüngliche  Verhältnis,  daß  die  Haupt- 
vorlesungen öffentlich,  also  unentgeltlich  gelesen  wurden,  wohl  am 
längsten  erhalten  hat.  Noch  tief  in  unser  Jahrhundert  hinein  spielen 
die  mehrstündigen  Publica  an  dieser  Universität  eine  große  Rolle.  Mir 
liegt  das  Vorlesungsverzeichnis  des  Sommersemesters  1837  vor.  Damals 
wurden  dort  Publica  gelesen  —  wenn  ich  von  kleineren  ein-  bis  zwei- 
stündigen öffentlichen  Vorlesungen  ganz  absehe  —  in  der  theo- 
logischen Fakultät:  Lic.  Höcker,  6-stündig,  Repetitoriura  über 
Dogniatik  und  Kirchengeschichte ;  in  der  juristischen  Fakultät: 
Backe,  Familien-  und  Erbrecht,  6-stündig;  Simson,  Geschichte  der 
preußischen  Gesetzgebung,  3-stündig;  Reidenitz,  Ost-  und  Westpreußi- 
sches Provinzialrecht,  4-stündig;  Simson,  Repetitorium  über  die  Funda- 
mentallehren des  römischen  Rechts,  3-stündig ;  in  der  medizinischen 
Fakultät:  Sachs,  Methodologie  des  medizinischen  Studiums,  6-stündig; 
Rathke,  Zootomische  Uebungen,  5-stündig;  Burdach  I,  Allgemeine  Ana- 
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tomie,  4-stündig;  Burdach  I,  Knochen-  und  Bänderlehre,  3-stündig; 
Kruse,  Kinderkrankheiten,  3-stüudig;  Burdach  II,  Vei  bandlehre,  3-stün- 
dig; Burovv,  Bandatjierübungen,  3-stündig;  Hayn,  Geschichte  der  Ge- 
burtshilfe, 3-stündig;  in  der  philosophischen  Fakultät:  Taute, 
Logik  und  Einleitung  in  die  Philosophie,  4-stündig ;  Rosenkranz,  Logik 
und  Metaphysik,  4-stündig;  Bessel,  Geographische  Ortsbestimmungen, 
4-stündig;  Hagen  I,  Landwirtschaftskunde,  4-stündig;  Drumann,  Ge- 
schichte der  Griechen,  4-stündig;  Voigt,  Neuere  Geschichte  seit  Beginn 
des  30-jährigen  Krieges,  4-stündig;  Rupp,  Ueber  Montesquieu  „vom 
Geist  der  Gesetze",  4-stündig.  Alle  diese  Vorlesungen  wurden  unent- 
geltlich gelesen ! 

Freilich  hatten  um  diese  Zeit  an  den  anderen  Universitäten  die 
Privatvorlesuügen  die  öffentlichen  Kollegien  schon  fast  völlig  verdrängt. 
Am  frühesten  wohl  in  Göttingeu.  Wenngleich  die  Statuten  der  Georgia 
Augusta  von  1736  vorschreiben,  daß  jeder  Professor  wöchentlich  vier 
öffentliche  Vorlesungen  halten  solle,  s«  wurde  doch  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  diese  Bestimmung  nicht  mehr  eingehalten.  Hier  erreichten 
denn  auch  die  Einnahmen  aus  den  Kolleghonoraren  schon  mehrfach 
recht  erhebliche  Beträge.  Wie  Lexis  mitteilt  M,  belieien  sich  die  jähr- 
lichen Honorareiunahmen  Pütter's  durchschnittlich  auf  etwa  1200Ü  M. 
Lichtenberg  brachte  es  auf  4000 — 5000  M. ;  allerdings  verursachten 
ihm  seine  Vorlesungen  auch  Kosten,  da  er  sich  —  wie  dies  früher 
allgemein  der  Fall  war  ^)  —  die  Instrumente  und  Apparate  selbst  an- 
schaffen mußte.  Lexis  glaubt  annehmen  zu  dürfen,  daß  in  Göttingen 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Gesamteinnahmen  der  Pro- 
fessoren an  Honoraren  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Preis- 
verhältnisse mindestens  ebenso  groß,  wahrscheinlich  sogar  größer  ge- 
wesen seien  als  gegenwärtig.  — 

Diese  Mitteilungen  haben  jedoch  nur  ein  historisches  Interesse. 
Für  die  Beurteilung  der  heutigen  Zustände  sind  sie  be- 
langlos. Auch  darf  man  nicht  annehmen,  daß  lediglich  durch  Miß- 
brauch der  Freiheit  die  größeren  öffentlichen  Vorlesungen  so  gut,  wie 
völlig  verschwunden  und  die  Privatvorlesungen  an  deren  Stelle  getreten 
sind.  Anfangs  mögen  die  entgeltlichen  Kollegien  nicht  immer  ganz  zu 
Recht  bestanden  haben;  indes  dies  ist  gleichgiltig.  Die  Regierung 
hat  später  die  Wandlung,  welche  sich  hier  vollzogen 
hat,  nicht  nur  anerkannt,  sie  hat  sie  ausdrücklich 
durch  Verordnungen  und  Verfügungen  begünstigt.  Seit 
lange  bilden  die  Privatvorlesungen  den  wichtigsten 
Teil  de r  Amtsthät ig keitd er  Professoren,  und  die  üniversi- 
tätsverwaltung  hat  bei  Normierung  der  Gehälter  hierauf  Rücksicht  ge- 
nommen und  mit  F'ug  und  Recht  hierauf  Rücksicht  nehmen  können. 
Allerdings  wegen  mangelnder  Mittel  wohl  nicht  immer  in  der  Weise,  daß 
man  denjenigen  Professoren,  welche  minimale  Honorareinnahmen  hatten, 
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besonders  hohe  Gehälter  i^ezahlt  hätte,  wohl  aber  so,  daß  man  das 
Gehalt  etwas  niedriger  dann  normierte,  wenn  auf  hohe  Kollegeinuahraen 
gerechnet  werden  durfte. 

Jedenfalls  werden,  wie  die  Verhältnisse  sich  in  der  neueren  Zeit 
gestaltet  haben,  die  Universitätsprofessoren  neben  ilirem  Gehalt  auch  auf 
die   von  deu  Zuhörern  zu  entrichtenden  Vorlesungshonorare  verwiesen. 

Betrachten  wir  nun  die  rechtliche  Natur  derselben,  so  er- 
giebt  sich  für  Pieußen  folgendes: 

Den  Zuhörern  gegenüber  hat  die  einzelne  Ilonorarlbrderung 
die  Natur  eines  rein  i)rivatrechtlichen  Anspruchs.  Dies  wird  u.  a.  aner- 
kannt durch  das  Allgemeine  Landrecht  II,  Titel  12,  §§  100—103,  wo 
unter  der  Ueberschrift  „Rechte  der  Studierenden  in  ihren  Privat- 
angelegenheiten", das  „Honorarium  für  die  Kollegia"  zusammen  mit 
Kostgeld,  Wascbgeld,  Perrückenmacher-  und  Barbierlohn  etc.  auf- 
geführt wird.  Diese  eben  genannten  Paragraphen  sind  später  aus- 
gefallen und  durch  Anhang  §  141  ersetzt.  Hier  wird  bemerkt,  daß 
die  Vorlesungshonorare  zur  Hälfte  von  den  Studierenden  voraus  zu  be- 
zahlen seien,  die  andere  Hälfte  müsse  in  der  Mitte  des  halben  Jahres 
zu  Johannis  oder  Neujahr  entrichtet  werden.  In  Fällen,  wo  Lehrer  wegen 
Unvermögens  eines  Studierenden  genötigt  seien,  ihm  die  Honoraria  für 
die  Kollegien  so  lange  zu  stunden,  bis  er  durch  Beförderung  zu  einem 
öffentlichen  Amt  oder  durch  sonstige  Verbesserung  seiner  Vermögens- 
umstände in  den  Stand  gekommen  sei,  dieselben  zu  bezahlen,  verbleibe 
ihnen  bis  dahin  ihr  Anspruch  au  denselben  uugekränkt.  Sie  müßten 
aber  dafür  besorgt  sein,  daß  beim  Abgange  des  Studierecden  der  Be- 
trag der  Schuld,  gleich  anderen,  von  dem  akademischen  Gerichte 
registriert  und  zugleich  in  den  akademischen  Zeugnissen  notiert  werde. 
(Vergl.  auch  Gesetz,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  Studierenden  etc. 
vom  29.  iMai  1879,  §  1.)  —  Aber  auch  durch  diese  neue  Fassung  ist 
an  der  privatrechtlichen  Natur  der  Honorarforderung  nichts  geändert; 
von  irgend  einer  Verpflichtung  zum  Erlaß  oder  zur  Stundung  ist  keine 
Rede.  Auch  die  Miuisterialverfügung  vom  7.  Okt.  1823  '■),  auf  welche 
hier  nur  hingewiesen,  nicht  aber  näher  eingegangen  werden  kann,  sieht 
die  Stundung  lediglich  als   eine  Privatangelegenheit   der  Dozenten  an. 

Durch  die  Kabinetsordres  vom  5.  II.  1844  und  26.  IX.  1845  wird 
dieses  rein  privatrechtliche  Verhältnis  in  etwas  geändert.  Diese  Ordres 
bestimmen,  daß  zur  Einziehung  und  Einklagung  gestundeter  Honorare 
aus  den  der  Universitätsquästur  erteilten  Reversen  hinfort  allein 
die  Quästur  legitimiert  sein  solle,  jedoch  unbeschadet  der  Einreden, 
welche  dem  Verklagten  gegen  den  stundenden  Lehrer  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  zustehen.  Nunmehr  ist  also  dem  einzelnen  Universitäts- 
lehrer das  Recht  zur  eigenen  gerichtlichen  Beitreibung  seiner  Honorai'- 
forderung  gegen  den  Schuldner  genommen  und  auf  eine  Staatsbehörde 
übertragen!     In   gewisser   Beziehung  sind   somit   die   Befugnisse   des 
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Dozenten  beschränkt  worden,  aber  im  übrigen  ist  der  privatrechtliche 
Charakter  der  Honorarforderiing  unberührt  geblieben. 

Allein  es  dürfte  notwendig  sein,  den  Honoraranspruch  nicht  nur 
gegenüber  dem  Studenten,  sondern  auch  gegenüber  dem  Staate 
ins  Auge  zu  fassen. 

Zur  Zeit  des  Erlasses  des  Landrechts  (Publikatiouspatent  vom 
5.  II.  1794)  waren,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Hauptvorlesungen 
öffentliche;  die  Kolleghonorare  hatten  eine  ganz  andere  Bedeutung 
wie  in  der  Gegenwart.  Es  handelte  sich  damals  vorwiegend  um 
Honorare  für  Repetitorien,  Privatissima  etc.,  es  waren  private  Ein- 
nahmen, ähnlich  wie  Einnahmen  aus  Privat  stunden. 

Heute  liegen  die  Dinge  anders.  Die  Universitätslehrer  werden 
bei  ihrer  Anstellung  auf  das  Kolleghonorar  hingewiesen,  das  ihnen  auf 
Grund  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  zufließt.  Der  Honoraran- 
spruch ist  ebenso  wie  das  Gehalt  als  Entgelt  für  öflentliche  Dienste 
anzusehen,  was  ja  auch  bei  der  Kommunalbesteuerung  anerkannt  ist. 
War  das  Kolleghonorar  ehedem  eine  Einnahme  aus  einer  mehr  privaten 
Thätigkeit  des  Universitätslehrers,  so  hat  es  sich  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  zu  einer  Einnahme  aus  einer  rein  amtlichen  Thätigkeit  um- 
gewandelt. Gewiß,  die  einzelne  Honorarforderung  hat  gegenüber  dem 
Zuhörer  auch  heute  immer  noch  die  Natur  eines  privatrechtlichen 
Anspruchs,  aber  sie  kommt  zustande  auf  Grund  der  öffentlich- 
rechtlichen Stellung  des  Universitätslehrers.  Die  Universitäten  sind 
„Veranstaltungen  des  Staates"  '),  die  Lehrthätigkeit  ist  eine  Leistung 
des  Staates!  Haben  die  Universitätslehrer  das  Recht  erhalten,  für 
ihre  Lehrthätigkeit  noch  ein  besonderes  Honorar  zu  fordern,  so  kann 
es  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dem  Staate  auch  das  Recht 
zustehen   muß,   die  Höhe  dieser  Honorarforderung   mit  zu   bestimmen. 

Allerdings  wird  man  vermeiden  müssen,  die  Freiheit  des  Einzelnen 
unnötigen  Beschränkungen  zu  unterwerfen.  Da  aber  ein  wesentlicher 
Teil  des  Zwecks  der  Universitäten  ihr  Dienst  als  Lehranstalt  ist  und 
da  diese  Funktion  der  Universitäten  nicht  durch  ihre  eigenen  Ein- 
richtungen und  namentlich  auch  nicht  durch  ungeeignete  Handhabung 
des  Honorarwesens  beeinträchtigt  werden  darf,  so  kann  von  einem 
jeder  Kontrolle  entzogenen  Rechte  der  Dozenten:  die  Höhe  der 
Honorare  für  die  von  ihnen  in  Erfüllung  ihrer  Amtspflicht  zu  haltenden 
Vorlesungen  nach  gänzlich  freiem  Ermessen  beliebig  zu  bestimmen, 
wie  dies  schon  in  einem  Erlaß  des  Ministers  der  geistlichen  etc.  An- 
gelegenheiten an  den  Kurator  in  Bonn  unterm  31.  März  1875  aus- 
gefüliii  ist,  gar  keine  Rede  sein. 

Werfen  wir  nach  diesen  mehr  allgemeinen  Betrachtungen  einen 
Blick  auf  die  Gestaltung  der  Kolleghonorare  in  der  Gegenwart. 

a)  Preußen.  Was  die  zur  Zeit  giltigen  allgemeinen  Bestimmungen 
in  Preußen  betrifft,  so  steht  die  Bemessung  des  Honorars  in  der  Regel 
im  freien  Belieben  des  Universitätslehrers.     Dieses  wird  jedoch  in  ver- 
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scbiedenem  Umfange  durch  staatliclicrseits  getroffene  Normierung  ein- 
geschränkt '). 

Freies  Ermessen  gewährt  in  Göftingen  den  Dozenten  das  Regle- 
ment vom  28.  VI.  1842,  wonach  der  Lelirer  den  Quaestor  über  die 
Höhe  des  Honorars  zu  instruieren  hat;  in  Ermangelung  einer  solchen 
Instruktion  wird  angenommen,  daß  das  Honorar  eine  Pistole  beträgt, 
ein  Satz,  der  durch-  Erlaß  vom  2.-!.  XI.  1873  dahin  abgeändert  ist, 
daß  eine  Vorlesung  von  wöchentlich  4—6  Stunden  20  M.,  von  3  Stunden 
15  M.  und  von  2  Stunden  10  M.  kostet. 

Auch  in  Kiel,  wo  keine  ausdrückliche  Bestimmung  besteht,  ist 
das  Ermessen  des  Lehrers  nicht  beschränkt. 

Dasselbe  gilt  für  Greifswald,  mit  Ausschluß  der  juristischen 
Fakultät. 

An  einer  anderen  Gruppe  von  Universitäten  bestehen  über  die 
Bemessung  der  Honorare  innerhalb  der  einzelnen  Fakultäten  besondere, 
meist  in  den  Fakultätsstatuten  enthaltene  Bestimmungen,  nach  denen 
das  Honorar  entweder  absolut,  oder  dem  Mindestbetrage  nach  fest- 
gelegt ist.  Dies  trifft  z.  B.  zu  für  die  juristische  Fakultät  zu  Greifs- 
wald und  für  die  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Breslau.  Auch 
in  Halle  ist  nach  dem  ministeriellen  Reglement  vom  18.  II.  1880  die 
Festsetzung  des  Honorars  dem  Ermessen  der  Lehrer  nur  vorbehalt- 
lich besonderer,  in  den  einzelnen  Fakultäten  geltender  Bestimmungen 
überlassen. 

Uebereinstimmende  Anordnungen  sind  getroffen  durch  die  Uni- 
versitätsstatuten für  Berlin  vom  31.  X.  1816  und  für  Breslau  vom 
21.  II.  1816.  Nach  diesen  ist  die  Honorarbemessuug  zwar  in  der 
Regel  der  Liberalität  der  Lehrer  überlassen,  doch  bleiben  dem  vor- 
gesetzten Minister  ausdrücklich  die  erforderlichen  Festsetzungen  vor- 
behalten, falls  es  sich  als  nötig  erweisen  sollte. 

Die  Statuten  für  Marburg  vom  28.  X.  1885  enthalten  eine  mit  den 
Berliner  und  Breslauer  Satzungen  wörtlich  übereinstimmende  Anordnung, 
jedoch  mit  der  Beschränkung  für  das  freie  Ermessen  des  Lehrers,  daß 
die  Normierung  des  Honorars  zunächst  dem  Herkommen  gemäß  zu 
erfolgen  habe,  demnächst  erst  der  Liberalität  des  Lehrers  überlassen 
bleibe. 

Für  Bonn  will  das  Statut  vom  1.  IX.  1827  den  Betrag  des 
Honorars  nach  der  Zahl  der  wöchentlichen  Stunden  und  nach  be- 
sonderen Nebenumständen  gemäß  spezieller  Verordnungen  bemessen 
wissen  '■'). 

Ein  festbestimmter  Honorarsatz  kommt  endlich  in  Königsberg 
und  Münster  vor.     In  Königsberg  soll  nach  dem  ministeriellen  Regle- 


1)  Es  war  mir,  wie  ich  ausdrücklich  bemerken  will,  nicht  möglich,  die  Statuten  der 
•einzelnen  preufsischen  Universitäten  und  Fakultäten  einzusehen,  um  aus  ihnen  die  Hestim- 
muiigen  über  die  Honorarfestsetzung  zu  entnehmen.  Ich  folge  hier  einer  mir  freundlichst 
überlassenen  dankenswerten  Zusammenstellung  des  Herrn  Professor   Dr.   Petersilie. 

2)  Ein  Reskript  vom  4.  März  1819  hat  die  Honorarsätze  für  Bonn  geregelt;  diese 
sind  aber  seit  Jahren  unter  stillschweigender  Gutheifsuug  der  Aufsichtsbehörde  über- 
schritten. 
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ment  vom  IG.  III.  1837  wie  nach  den  Statuteu  sämtlicher  Fakultäten 
von  1854,  abgesehen  von  den  besondere  Auslagen  etc.  der  Dozenten 
erfordernden  Vorlesungen,  der  bisher  übliche  Satz  von  1  Thaler  für  die 
wöchentliche  Kollegstunde  festgehalten  werden ').  Für  Münster  be- 
stimmen die  Statuten  vom  12.  XI.  1832  die  unentgeltlich  zu  haltenden 
Vorlesungen  und  das  Honorar  der  entgeltlichen,  dieses  mit  1  Thaler 
für  die  wöchentliche  Kollegstunde,  wie  in  Königsberg.  Durch  Ministerial- 
erlaß vom  7.  VII.  1877  ist  dieser  Satz  auf  5  M.  erhöht. 

Daneben  finden  sich  noch  anderweitige  Vorschriften,  so  z.  B.  die, 
daß  die  von  einem  Professer  als  entgeltlich  angekündigte  Vorlesung 
von  einem  Privatdozenten  nicht  unentgeltlich  gehalten  werden  darf, 
und  ähnliche  Bestimmungen,  auf  welche  jedoch  hier  nicht  näher  ein- 
zugehen ist. 

Thatsächlich  besteht,  wie  dies  aus  dem  Gesagten  deutlich  hervor- 
geht, eine  weitgehende  Freiheit  in  der  Festsetzung  des  Honorars,  und  die 
Folge  hiervon  ist,  daß  die  Honorarsätze  an  den  einzelnen  Universitäten 
oft  nicht  unerheblich  von  einander  abweichen.  Teils  rührt  dies 
daher,  daß  der  für  die  Wochenstunde  zu  Grunde  gelegte  Satz  an  den 
verschiedenen  Universitäten  ein  verschieden  hoher  ist,  teils  aber  auch 
daher,  daß  die  betr.  Vorlesung  in  einer  größereu  oder  geringeren  Stunden- 
zahl gelesen  wird.  Dies  geht  deutlich  hervor  aus  der  im  Auftrage 
des  Herrn  Kultusministers  vom  KöniLilich  statistischen  Bureau  bearbeiteten 
„Statistik  der  preußischen  Landesuniversitäteu  etc.  für  die  Studien- 
jahre 1890/91  und  1891/92"-),  und  zwar  in  diesem  Werke  speziell  aus 
den  Ausführungen  in  Teil  III  „Die  privaten  und  sonstigen  entgeltlichen 
Vorlesungen  an  den  preußischen  Landesuniversitäten"  S.  405  f.  Die 
Verschiedenheiten,  welche  man  hier  wahrnehmen  kann,  sind  mehr  oder 
minder  in  allen  F'akultäten  zu  beobachten.  Ich  betone  aber  nochmals, 
daß  ich  lediglich  die  Ziffern  der  amtlichen  Statistik  (pro  1890/91  und 
1891/92)  zu  Grunde  lege;  seitdem  ev.  eingetretene  Veränderungen 
kann  ich  nicht  berücksichtigen,  wenn  sie  mir  nicht  zufällig  bekannt 
sein  sollten. 

Wenn  ich,  um  diese  Verschiedenheiten  zu  zeigen,  zunächst  die 
evangelisch  -  theologische  Fakultät,  in  der  die  Differenzen  keineswegs 
besonders  erheblich  sind,  herausgreife,  so  ergiebt  sich  folgendes: 
eine  vierstündige  Vorlesung  kostet  in  Königsberg,  Greifswald  und 
Halle  12  M.,  in  Marburg  15  M.,  in  Breslau  und  Kiel  16  M.,  in  Berlin 
17  M.,  in  Bonn  18  M,  in  Göttingen  20  M.  (Miniraum  12  M.,  Maximum 
20  M.) 

Bedeutsamer  schon  sind  die  Unterschiede,  wenigstens  zum  Teil, 
in  der  medizinischen  Fakultät.  So  bezifferte  sich,  um  nur  ein  aller- 
dings sehr  bezeichnendes  Beispiel  zu  wählen,  der  Honorarsatz  für  die 
„anatomischen  Präparierübungen"  in  Breslau  auf  36  M.,  in  Göttingen, 
Halle,  Königsberg,  Marburg  auf  40  M.,    in   Greifswald   auf  50  M.,  in 


1)  Dieser  Satz    wird    aber    schon    seit  Mitte    der  achtziger  Jahre    nicht    mehr    eiiige- 
hiilteu. 

2)  Preufsische  Statistik  (Amtliches  Quellenwerk)  No.  125,  Berlin,   1895. 
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Bonn  auf  60  M.,  in  Berlin  auf  80  .M.  (Minimum  36  M.,  Maximum 
80  M.) '). 

Weiterhin  ergeben  sich  und  zwar  keineswegs  unerhebliche  Ver- 
schiedenheiten, ob  eine  Vorlesung  in  einem  Semester  vollständig  ge- 
lesen oder  über  2  Semester  verteilt,  also  in  zwei  Abschnitte  zerlegt 
wird.  Die  Experimentalphysik  wird  in  Kiel  und  Breslau  -')  in  einem 
Semester  für  24  und  35  M.  vorgetragen.  An  den  übrigen  Univer- 
sitäten zerfällt  diese  Vorlesung  in  zwei  Teile;  das  Honorar  für  die- 
selbe betragt  in  Marburg  und  Münster  (20  4-  20  M.)  40  M.,  in  Bonn, 
Göttingeu,  Greifswald,  Halle,  Königsberg  (25  +  25  M.)  50  M.,  in  Berlin 
(40  -j-  40  M.)  80  M.  (Minimum  24  M.,  Maxiraum  80  M.) 

Diese  Beispiele  lassen  sich  unschwer  vermehren. 

Es  unterliegt  nun  keinem  Zweifel,  daß  viele  Angriffe  in  neuerer 
Zeit  gegen  die  Universitätsverfassung,  gegen  den  ganzen  Stand  der 
Universitätslehrer  etc.  zurückzuführen  sind  auf  diese  Veischiedenheiteu 
in  den  Honorarsätzen,  auf  die,  wenngleich  nur  ganz  vereinzelt  zu  be- 
obachtenden übermäßig  hohen  Gebühren ;  ist  doch  sowohl  in  den  par- 
lamentarischen Verhandlungen  wie  in  der  Presse  gerade  hierauf  mehr- 
fach hingewiesen. 

Die  Universitätslehrer  haben  aber  selbst  ein  lebhaftes  Interesse 
daran,  derartigen  AngriÖ'en,  welche  nicht  ohne  weiteres  als  unberechtigt 
zurückzuweisen  sind,  den  liodeu  zu  entziehen.  Dies  wird  sich  aber 
nur  ermöglichen  lassen  durch  eine  Einschränkung  der  Freiheit,  aus 
der  ja  diese  Uebelstände  zum  größten  Teil   erwachsen  sind. 

Will  man  jedoch  der  bis  dahin  den  Professoren  eingeräumten 
1  reiheit  —  nicht  in  allen  Fällen  hat  sie  zu  Recht  bestanden,  aber 
mau  hat  sie  geduldet  —  gewisse  Schranken  ziehen,  so  kann  und  darf 
es  sich  nur  darum  handeln:  die  Gebührenfestsetzung,  also 
die  pekuniäre  Seite  der  Sache  zu  treffen;  in  keiner 
Weise  aber  darf  die  Leh  rthätigke  it  nach  der  einen 
oder  anderen  Richtung  eingeengt  werden^). 

b)  Oesterreich.  Für  Oesterreich  gelten  hinsichtlich  des  Kol- 
leggeldes folgende  Bestimmungen: 

Jeder  mit  Gehalt  angestellte  Professor  hat  seine  Vorlesungen  über 
diejeni^ien  Lehrfächer,  für  welche  er  angestellt  ist,  in  einer  angemessenen 
Anzahl  von  wöchentlichen  Stunden  um  das  geringste  Kollegiengeld  zu 
lesen.  Dieses  beträgt  jür  jedes  Semester  so  vielemale  1  fl.  5  kr.  ö.  W., 
als  das  betr.  Kollegium  wöchentliche  Unterrichtsstunden  zählt.  Von 
diesem  Betrage  kommt  noch  die  5-proz.   Einhebuugsgebühr  in  Abzug. 

1)  Kiel  ist  hier  unberücksichtigt  geblieben,  weil  mir  die  Angaben  in  dem  oben- 
genannten  Werke  (S.  431)   nicht  ganz  verständlich   sind. 

2)  Neuerdings,  seit  etwa  2  Semestern,  wird  auch  in  Breslau  die  Experimentalphysik 
in  zwei  Teilen   vorgetragen. 

3)  Die  vom  Kultusminister  von  Landmann  in  der  Sitzung  des  Finanzausschusses 
des  bayerischen  Landtages  vom  U.  Februar  1896  gemachten  Mitteilungen  über  die  in 
Aussicht  genommene  Reform  des  Honorarienweseus.  die  auf  einer  vorläufigen  Verständi- 
gung mit  dem  preufsiscben  Kultusministerium  beruhen  soll,  lassen  erkennen,  dafs  man 
bei  der  geplanten  Honorarregelung  lediglich  die  Gebührenfestsetzung 
treffen  will. 
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Ausnahmsweise  können  auch  höhere  Honorare  gefordert  werden,  aber 
nur  für  solche  Vorlesun^eD,  zu  denen  der  Professor  nicht  verpflichtet 
ist.  Endlich  muß  jeder  ordentliche  Professor  wenigstens  in  jedem 
3.  Semester  ein  Publicum  von  wöchentlich  1 — 2  Stunden  lesen.  —  Es 
ist  eine  bekannte  Thatsache,  daß  infolge  dieser  gesetzlichen  Bestim- 
mungen die  Honorarsätze  in  Oesterreich  nicht  unerheblich  niedriger 
sind  wie  in  Deutschland. 

c)  üebrige  deutsche  Staaten.  Was  die  Normen  über  die 
Honorarfestsetzung  an  den  anderen  deutschen  Universitäten  betrifft, 
so  sei  hier  folgendes  bemerkt: 

Für  Bayern  finden  sich  die  betreffenden  Vorschriften  in  §  SO  der 
„Satzungen  für  die  Studierenden  an  den  Königlich  Bayerischen  Uni- 
versitäten vom  1.  Okt.  1849";  der  §  80  beruht  jedoch  auf  einer  Mi- 
nisterialentschließung   vom  7.  Nov.  1874.    Hier  ist  nun  bestimmt: 

1)  Das  Honorar  beträgt  für  jede  öffentliche  VorlesungsstUDde  4  M.  Eeicliswälirung. 
2)  Bei  Kollegien,  wekhe  dem  Lehrer  besondere  Auslagen  verursachen  oder  mit  denen 
regelmäfsig  entweder  eine  Korrektur  schriftlicher  Ausarbeitungen  der  Studierenden  oder 
Exkursionen  verbunden  sind,  sowie  bei  Kliniken,  bei  experimentellen  oder  demonstrativen 
Kollegien  oder  solchen,  zu  welchen  sonst  in  der  Regel  manuelle  oder  andere  besondere 
Vorbereitungen  erforderlich  sind,  wird  zu  dem  Honorarbetrage  für  die  Vorlesungen  selbst, 
noch  ein  besonderer  Ilonorarienbeiscblag  entrichtet,  dessen  Betrag  je  von  dem  betr.  Lehrer 
selbst  nach  billigem  Ermessen  bestimmt  wird  und  iu  keinem  Falle  den  für  die  Vorlesung 
selbst  treffenden  Honorarienbetrag  übersteigen  darf,  3)  Das  unter  No.  1  normierte  Ho- 
norar ist  für  jeden  Dozenten  obligatorisch.  Es  darf  daher  weder  ein  höheres  noch  ein 
geringeres  Honorar  in  .4nsatz  gebracht  werden.  Dem  akademischen  Senat  wird  indessen 
die  Befugnis  eingeränmt.  auf  Antrag  einer  Fakultät  aus  besonderen  Gründen  ausnahms- 
weise das  Ansetzen  eines  niedrigeren  Honorarbeirages  zu  gestatten. 

An  der  Universität  Tübingen  besteht  für  die  Vorlesungshonorare 
eine  durch  Königliche  Entschließung  vom  31.  März  1874  festgesetzte 
Taxordnung,  nach  welcher  die  Honorare  erhoben  werden.  Nach  der- 
selben sind  zu  entrichten: 

I.  an    der     e  v  a  ng  el  i  s  c  h  - 1  h  e  o  1  o  g  i  sc  he  n     und    philosophischen    Fa- 
kultät 

für  1-slündige  Vorlesungen  5   M. 

„  2-       „  „  6    „ 

„  3-       „  „  9    ,. 

..  4-       „  „  12    .. 

,,  5-   bis  6-stündige  Vorlesungen  15     ., 

II.  an  der  katholisch-theologischen  Fakultät 

für     2-    und     3-stündige  Vorlesungen        5  ^■ 
„       4-    bis      6-        .,  ,,  10    „ 

„       7-  und  mehr-      ,,  ,.  15     ,, 

III.  an  d  er  j  ur  istisc  hen,    medizinischen,    s  taatsw  i  rts  c  liaf  1 1  i  c  he  u 
und   naturwissenschaftlichen  Fakultät 


für                  1-sli 

indige 

Vorlesungen 

S   M. 

2- 

10    „ 

],                   3- 

15     r 

i- 

20     ,, 

„    5-  u.      6- 

24     - 

„    7-  u.      8- 

., 

30    „ 

„    9-  u.    10- 

,, 

36     ., 

,.  11-  u.  mehr- 

f 

,,     im 

Höchsthetrage 

42    -. 
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Das  Stiltat  der  Universität  La\\)/Aa  vom  15.  März  1880  be- 
stimmt hiusichtiich  der  Normierung  der  Honorarsätze  in  ij  47: 

„Die  bislier  bei  den  eiii'/elnen  t^akuLtäleu  in  betreff  des  Honorars  für  die  Vorlesungen 
mit  Genehmigung  des  Minisleriuuis  bestehenden  äütze  dürfen  nicht  ohne  ministerielle  Ge- 
nehmigung übersciiritten  werden.  Innerhalb  dieser  Sätze  bleibt  die  Hestimmuni<  des 
Honorars  den  einzelnen  Dozenten  überlassen.  Nur  darf  ein  ausserordentlicher  Professor 
oder  ein  Privatdozent  eine  Vorlesung,  die  für  dasselbe  Semester  auch  ein  ordentlicher 
Professor  angekündigt  hat,  niclit  für  ein  niedrigeres  Honorar  als  dieser  halten.'* 

Innerhalb  der  einzelneu   Fakultäten  sind  die  nachstehenden  Sätze  malsgebend: 

4  M.  50  Pf.   bei   der  juristischen    Fakultät 

4    „  ,,       ,,      philosophischen  Fakultät 

3    ,,  ,,       ,,     theologischen  und  medizinischen   Fakultät 

für  eine  Semester.->tunde.      Für  die  mit  Demonstrationen   verbundenen  Vorlesungen  werden 
erhoben  : 

5  M.  bei  der  philosophischen  Fakultät,  4  M.  50  Pf.  bei  der  medizinischen  Fakultät  ; 
ferner  34  M.  für  die  Kliniken,  GS  .M.  für  ganzlä:.'ige,  3G  M.  für  halbtägige  praktische 
Uebungen  in  den   Laboratorien. 

P'ür  die  Universität  dessen  besteht  eine  besondere  Honorarien- 
ordnung,  die  den  „Voischriften  über  das  akademische  Bürgerrecht 
und  über  die  Handhabung  der  akademischen  Disziplin"  vom  Jahre 
1879  beigegeben  ist. 

Nach  §   1   dieser  Ordnung  kommen  folgende  Honorarbeträge  in  Ansatz  : 

für   1   Stunde  pro  Woche   und  Semester  8   M. 

„    jede  folgende  Stunde  3    ., 

so  dafs  also  die 

2-stündige  Vorlesung  wöchentlich  II  M. 

3-  „  .,  ,.  14  ., 

4-  „  .,  ,.  17   ,. 
u    s.   w.  kostet. 

Für  Vorlesungen,  mit  welchen  besondere  Bemühungen  oder  Auslagen  der  Dozenten 
verknüpft  sind  (z.  B.  Demonstrationen  an  lebenden  oder  toten  Objekten,  mikroskopische 
Hebungen  etc.  etc.)  können  indes  Beträge  bis  bochsteus  zu  dem  doppelten  Satze  der 
obigen  Normen  erhoben  werden.  In  der  Kegel  bleiben  jedoch  die  Honorarforderungen 
von  Seiten   der  Dozenten  hinter  diesem  Maximum  zurück. 

Bezüglich  der  Höhe  der  für  die  Vorlesungen  au  den  beiden 
badischen  Universitäten  zu  entrichtenden  Honorare  bestehen  folgende 
Vorschriften : 

Au  der  Universität  Heidelberg  beträgt  das  Kollegiengeld 

a)  bei  einfachen  Vorlesungen  4 — 5   '^'^• 

b)  bei  Vorlesungen,   welche  mit  Experimenten,  Operationen,  De- 
monstrationen  und   Korrekturen  von  Arbeiten  verbunden  sind        6  —  10,, 

für    die    wöchentliche    Stunde,    so  dafs  sich  also    eine    4-stündig    gehaltene    \'orlesung  auf 
16 — 20  M..  bezw.  mit  Demonstrationen  etc.  auf  24—40  M.   berechnet. 

An  der  Universität  Frei  bürg  kostet 

a)  die  einfache  Vorlesung  in  der  theologischen  Fakultät     2  M. 

in  den  übrigen  Fakultäten     4    ,, 
für  die  wöchentliche  Stunde, 

b)  die  mit  Korrekturen,   Experimenten  etc.  verbundeneu 

in  der  theologischen  Fakultät     4  M, 
in  den  übrigen   Fakultäten  6    „ 

Bis  zu  diesen  Maiimalbeträgeu  kann  an  beiden  Universitäten  jeder  ordentliche 
Professor  und  jeder  mit  einem  Lehrauftrage  betraute  Dozent    das  KoUegieugeld  für  seine 
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Vorlesungen  selbst  bestimmen.  Privatdozenteu  und  aufserordontliche  Professoren  ohne 
Lebrauftrag  sind  an  diese  Sätze  nicht  gebunden.  Die  Houorierung  der  sog.  Privatissima 
bleibt  der  Uebereinkunft  zwischen  Lehrern  und  Zuhörern  überlassen. 

Diese  Angaben  mögen  genügen.  In  Straßburg,  Rostock  und  Jena 
ist  die  Bestimmung  des  Honorars  in  der  Regel  den  einzelnen  Dozenten 
anheimgegeben ;  hier  und  da  jedoch  wird  auch  der  zu  erhebende  Satz 
durcli  Fakultätsbeschluß  normiert. 

Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  dem  hier  Mitgeteilten,  daß  in  mehreren 
Fällen  eine  genaue  Fixierung  erfolgt  ist  und  daß  das  freie  Ermessen 
der  Universitätslehrer  mannigfachen  Beschränkungen,  fast  durchweg 
größeren  Beschränkungen  als  in  Pi-eußen,  unterliegt.  — 

II. 

Nachdem  wir  so  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  bezüglich  der 
Regelung  des  Gehaltes  und  der  Festsetzung  der  Kolleghonorare  kennen 
gelernt  haben ,  wollen  wir  die  in  Aussicht  genommenen  Reformen  in 
Preußen  und  Oesterreich  ins  Auge  fassen.  Es  sei  dabei  zunächst  auf 
Oesterreich  hingewiesen,  weil  dort,  wie  oben  schon  hervorgehoben  ist, 
die  Neuordnung  als  endgiltig  beschlossen  angesehen  werden  kann ; 
sowohl  das  Abgeordnetenhaus  wie  das  Herrenhaus  haben  die  Vorlage 
der  Regierung  in  allen  wesentlichen  Punkten  angenommen. 

1. 

Das  Gehalt  der  Universitiitsprofessoren  in  Oesterreich  wird 
nun  hinfort  wie  folgt  normiert:  *)  Die  ordentlichen  Professoren  an 
allen  Fakultäten  stehen  in  der  6.  Raugklusse  der  Staatsbeamten  und 
haben  Anspruch  auf  die  mit  dieser  Rangklasse  verbundenen  system- 
mäßigen Bezüge.  Das  Anfangsgehalt  dieser  Rani^klasse  beträgt  3200  fl; 
es  wird  somit  das  Gehalt  der  Professoren  sofort  um  1000 — 1400  fl. 
erhöht.  Da  denselben  nunmehr  alle  systemmäßigen  Bezüge  ihrer  Rang- 
klasse zufließen,  so  rücken  sie  uacii  5  bezw.  10  Dienstjahren  auch  in 
die  beiden  höheren  Gehaltsstufen  derselben  mit  3600  bzw.  4000  fl-  auf. 

In  der  ursprünglichen  Regierungsvorlage  war  in  §  2  bestimmt, 
daß  einzelne  um  die  Wissenschaft  und  das  Lehramt  besonders  ver- 
diente Professoren,  sei  es  aus  Anlaß  ihrer  Ernennung,  sei  es  im  Laufe 
der  Dienstzeit,  in  die  5.  Rangklasse  der  Staatsbeamten  mit  den 
systemmäßigen  Bezügen  eingereiht  werden  könnten.  Die  Gehaltssätze 
dieser  Klasse  betragen  5000  und  6000  fl.  Die  Gesamtzahl  dieser  der 
5.  Rangklasse  angehörenden  Professoren  sollte  jedoch  an  allen  Hoch- 
schulen zusammen  (Universitäten,  technische  Hochschulen,  Hochschule 
für  Bodenkultur  und  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Wien)  die 
Zahl  von  60  {=  10  Pr.)  nicht  übersteigen.    Schon  im  Budgetausschuß  des 

1)  Cf.  Regierungsvorlage,  betr  die  Regelung  der  Alitivitätsbeziige  der  Professoren 
au  Universitäten  und  denselben  gleichgehaltenen  Hochschulen  und  Lehran.stalten.  (1448 
der  Beilagen  zu  den  stejiogr.  Protokollen  des  Abgeordnetenliauses.  XI.  Session  1896.)  — 
Verhandlungen  im  Hause  der  Abgeordneten  am  28  und  30.  Nov.  1  und  2.  Dez.  1896. 
(Stenogr.  ProtokoU.  XI.  Session  537.,  638.,  539.  und  540.  Sitzung.)  —  Bericht  des 
Bndgetausscbusses  Über  die  obengenannte  Regierungsvorlage,  No.   1591   der  Beilagen. 
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Abgeordnetenhauses  ist  jedoch  diese  Bestimmung  gefallen.  Man  war 
hier'),  und  wohl  mit  Recht,  der  Meinung,  daß  es  nicht  angebracht 
sei:  an  dem  Prinzip  der  Gleichheit  und  Avancementlosigkeit  der  Hoch- 
schulprofessoren  zu  rüttehi;  beruhe  doch  gerade  die  wissenschaftliche 
Unabhängigkeit  der  Professoren  darauf,  daß  sie  nichts  mehr  von  ir- 
gend jemand  zu  erhalten  hätten  und  allein  auf  ihre  wissenschaftliche 
Stellung  angewiesen  seien. 

Ist  somit  das  von  der  Regierung  in  Aussicht  genommene  Avan- 
cement gefallen,  so  können  doch  nach  Lage  und  Erfordernis  der  Ver- 
hältnisse einzelnen  sowohl  ordentlichen  als  außerordentlichen  Professoren, 
namentlich  auch  Leitern  von  Instituten  und  Seminaren,  höhere  als  die 
systemmäßigen  Bezüge  oder  andere  Begünstigungen  zugestanden  werden. 
Diese  Freiheit :  höhere  Leistungen  auch  höher  zu  belohnen ,  hat  die 
Unterrichtsverwaltung  auch  bisher  gehabt  und  sie  ist ,  wie  die  Dinge 
einmal  liegen,  unentbehrlich.  Aber  man  hofft  auch  so  am  ehesten  die 
Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  welche,  infolge  der  unten  zu  erwähnenden 
Aufhebung  der  Kollegiengelder,  bei  der  Berufung  hervorragender  Ge- 
lehrter aus  dem  Auslande,  welche  dort  ein  namhafteres  Einkommen  be- 
zogen haben,  etwa  entstehen  könnten  '^). 

Die  außerordentlichen  Professoren  stehen  in  der  7.  Rangklasse 
der  Staatsbeamten  und  werden  entweder  unbesoldet  oder  mit  einem 
Jahresgehalt  von  1800  fl.  nebst  der  systemmäßigen  Aktivitätszulage 
angestellt.  Dieses  Gehalt  wird  nach  je  5  Jahren  bis  einschließlich 
zum  10.  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  fl.  erhöht. 

Die  bisherige  Unterscheidung  zwischen  den  theologischen  Fakultäten 
einerseits  und  den  weltlichen  Fakultäten  andererseits  hinsichtlich  der 
Gehaltsfestsetzung  der  ordentlichen  Professoren  (cf.  oben  S.  3  Anm.  3) 
ist  fallen  gelassen  ;  die  theologischen  Fakultäten  sind  mit  den  weltlichen 
gleichgestellt.  Nur  gelten  auch  hinfort  besondere  Bestimmungen  für 
die  dem  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  angehörenden  ordentlichen 
Professoren  an  der  theologischen  Fakultät  ins  Innsbruck,  ebenso  für 
die  Professoren  der  theologischen  Fakultäten  in  Salzburg  und  Olmütz. 

Ist  diese  Gleichstellung  der  theologischen  Fakultäten  mit  den 
weltlichen  eine  immerhin  beachtenswerte  Neuerung,  so  ist  doch  von 
weit  größerer  Bedeutung  die  Gleichstellung  sämtlicher  Uni- 
versitäten im  Gehalte  der  Professoren.  Die  oben  (S.  3) 
erwähnte  Scheidung  in  drei  Klassen  (Wien,  Prag,  übrige  Orte)  ist  fort- 
gefallen. Die  verschiedenen  Preis-  und  Lebensverhältnisse  sind  in  der 
Aktivitätszulage,  die  sich  nach  der  Größe  der  Orte  richtet,  berück- 
sichtigt; außerdem  ist  noch  durch  Beschluß  des  Abgeordnetenhauses 
bestimmt  worden,  daß  den  ordentlichen  Professoren  der  Universität  in 


1)  Cf.  dio  Aasführungen  des  Berichterstatters  Dr.  Ritter  von  Milewski  in  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  28./XI.   1896. 

2)  ,,VVir  werden  in  der  Lage  sein,  Professoren,  welche  eine  hervorragende  Stellung 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  können,  auch  g.inz  ausnahmsweise  Bezüge  zu  gewähren. 
Aufserordentliche  Kräfte  erfordern  eben  aufserordentliche  Opfer."  (Minister  von  Gautsch 
in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  28.  November  189G.) 
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Wien  eine  nicht  in  die  Pension  einrechetibare  Zulage  von  jälirlich 
400  fl.  gewährt  werden  soll. 

Diese  materielle  Gleichstellung  der  Universitäten 
untereinander  ist  nun  aber  vor  allem  noch  bewirkt 
durch  die  weitaus  wichtigste  Aenderung,  durch  die 
Vorschrift,  daß  den  ordentlichen  und  den  besoldeten 
außerordentlichen  Professoren  kein  Anspruch  auf  Kol- 
legiengelder mehr  zustehen  soll.  Dasselbe  wird  zwar  auch 
ferner  erhoben,  ist  aber  an  die  Staatskasse  abzuführen.  Den  un- 
besoldeten außerordentlichen  Professoren ,  den  Privatdozenten  und 
sonstigen  Lehrern  an  den  Universitäten  bleibt  aber  der  Bezug  des 
Kollegiengeldes  im  bisherigen  Umfange  gewahrt. 

Endlich  sind,  wie  gar  nicht  zu  vermeiden  war,  Uebergangsbestim- 
mungen  in  dem  Sinne  getroffen,  daß  den  aktiven  ordentlichen  und  be- 
soldeten außerordentlichen  Professoren  ein  Optionsrecht  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  eingeräumt  wird,  wonach  sich  dieselben  entweder  für 
die  Einbeziehung  in  das  neue  Gesetz  oder  für  die  Beibehaltung  ihres 
bisherigen  Gehaltes  und  Kollegiengeldbezuges  zu  entscheiden  haben.  — 


Die  von  der  Staatsregierung  geplante  Gehaltsregulierung  der 
Universitätsprofessoren  in  Preußen  ist  weit  verschieden  von  der  eben 
gekennzeichneten  österreichischen  Reform. 

Die  „Denkschrift,  betreffend  die  Fortführung  der  Besoldungsauf- 
besserung für  die  mittleren  und  höheren  etatsmäßigen  Beamten"  macht 
hierüber  folgende  Mitteilungen: 

Eine  wesentliche  Umgestaltung  soll  die  Diensteinnahme  der 
Professoren  au  den  Universitäten,  der  Akademie  in  Münster  und 
dem  Lyceum  Hosianum  in  Braunsberg  erfahren.  Allerdings  ist  nach 
eingehender  Erwägung  nicht  als  ratsam  erachtet,  für  diese  Professoren 
die  Besoldung  nach  Dienstaltersstufen  zu  regeln.  Vielmehr  empfiehlt 
es  sich,  hier  —  gleichwie  namentlich  auch  bei  den  technischen 
Hochschulen  —  das  bisherige  System  beizubehalten,  daß  die  Mög- 
lichkeit gewährt  wird,  unberechtigte  Verschiedenheiten  in  der  Be- 
messung des  Diensteinkommens  der  Professoren  zu  vermeiden  und 
denselben  auch  ohne  die  Zufälligkeit  der  Berufung  etc.  ein  an- 
gemessenes Einkommen  zu  sichern.  Dieses  Ziel  wird  bei  der  vor- 
geschlagenen Erhöhung  des  Durchschnittssatzes  der  Besoldung  der 
ordentlichen  Professoren  in  Berlin  auf  6500  M.  (jetzt  6000  M.),  au 
den  übrigen  Universitäten,  der  Akademie  in  Münster  und  dem  Ly- 
ceum Hosianum  in  Brauusberg  auf  5500  M.  (jetzt  5100,  4800  und 
4000  M.)  [cf.  oben  S.  2],  ferner  des  Durchschnittssatzes  der  Be- 
soldung der  außerordentlichen  Professoren  auf  die  Hälfte  der  ge- 
nannten Beträge  in  Verbindung  mit  der  in  Aussicht  genommenen 
Aenderung  der  jetzt  geltenden  Bestimmung  erreicht  werden  können, 
nach  welcher  die  Vorlesuugshonorare  der  Professoren  an  den  Univer- 
sitäten  ausschließlich    den  Professoren   zufließen.    Die   vorgesehene 
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Aenderung  wird  zugleich  dazu  beitragen,  die  Einrichtung  der  Vor- 
lesungshonorare,  deren  Beibehaltung  im  Interesse  unserer  Universi- 
täten erwünscht  ist,  gegen  begründete  Einwendungen  zu  schützen. 
(Denkschrift  S.  5.) 
Im  weiteren  heißt  es  dann  in  der  Denkschrift  auf  S.  108: 
Die  Besoldungen  der  Professoren  bei  den  Universitäten  (aus- 
schließlich Berlin)  sind  untereinander  übertragbar. 

Die  Honorare  für  die  Vorlesungen  der  Professoren  fließen,  in- 
soweit sie  unter  Anrechnung  der  gestundeten  Honorare  zu  60  Proz. 
für  einen  Professor  in  einem  Jahre  den  Betrag  von  2400  M.,  in 
Berlin  von  4000  M.,  überschreiten,  zur  Hälfte  in  die  Universitäts- 
kasse, aus  welcher  diese  Hälfte  der  höheren  Honorare  bis  zum  Ge- 
samtbetrage von  185000  M.  an  die  allgemeinen  Staatsfonds  ab- 
zuführen ist.  Von  den  Honoraren  sind  die  Beiträge  zu  den  Kassen- 
verwaltungskosten vorweg  in  Abzug  zu  bringen. 

Diese  Vorschriften  finden  auf  die  bei  ihrem  Inkrafttreten  schon 
angestellten  Professoren  nur  Anwendung,  wenn  dieselben  hiermit 
einverstanden  sind.  Unterwerfen  einzelne  Professoren  sich  den  Be- 
stimmungen nicht,  so  sind  dieselben  an  der  Besoldungsverbesserung 
nicht  zu  beteiligen. 

Dem  Ausgabefonds  Kap.  119  Tit.  13  (jetzt  175000  M.)  (cf. 
oben  S.  2)  treten  die  Einnahmen  der  Staatskasse  an  eingezogenen 
Honoraren  hinzu,  bis  derselbe  eine  Höhe  von  360000  M.  erreicht 
hat.  Der  Fonds  erhält  die  Bezeichnung  „zur  Heranziehung  und  Er- 
haltung ausgezeichneter  Dozenten". 

Uebersteigen    die  Einnahmen    der  Universitätskasse   an  einge- 
zogenen  Honoraren    den    zur    Verstärkung    des    Fonds    Kap.    119 
Tit.  13  auf  360000  M.  erforderlichen  Betrag,  so  ist  der  Mehrbetrag 
zur  Erhöhung  des   Durchschnittssatzes  der  Professorenbesoldungen 
zu   verwenden,   wenn    es   nicht  außer  Zweifel    sein  wird,   daß   dazu 
kein  Bedürfnis  besteht.    Bis  zur  Entscheidung  hierüber  ist  der  Mehr- 
betrag an  Honorar  bei  den  Universitätskassen  anzusammeln  und  als 
besonderer  Fonds  zu  verwalten. 
Soweit   die  Denkschrift.  —   Die  Angaben    derselben   sind   leider 
äußerst  knapp  gehalten  und  lassen  den  eigentlichen  Zweck  der  Reform 
nicht  scharf  genug  hervortreten.     Es  ist  daher  sehr  erfreulich,  daß  der 
Decernent  für  Universitätsangelegenheiten  im  preußischen  Kultusministe- 
rium, Herr  Geh.  O.-R.-R.  Dr.  Althoff,  in  der  Sitzung  des  Abgeordneten- 
hauses  vom  19.  Januar   1897    weiteren  Aufschluß   über   die   Gehalts- 
regulierung  gegeben   hat*).      Diese    Ausführungen   dürfen    als   eine 
authentische  Klarstellung  der  Absichten  der  Regierung 
angesehen  werden  und  sind  daher  auch  hier  heranzuziehen.    Geheim- 
rat Althoff  bemerkte  u.  a. : 


1)  stenographische  Berichte.  Verhandlungen  des  Haases  der  Abgeordneten.  21.  Sitzung. 
19.  Januar  1897.  (S.  531   ff.)     • 
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„Was  nun  speziell  die  Besoldungsaufbesserung  betrifl't,  so  hat  die 
Unterrichtsverwaltung  schon  wiederholt  ihre  Auffassung  in  diesem 
Hohen  Hause  dargelegt.  Wir  stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  das 
altbewährte  System  der  individuellen  Bemessung  der  Besoldungen, 
das  sog.  Individualsystem  mit  seinen  Durchschnittsbesoldungen  bei- 
zubehalten ist,  und  zwar  wesentlich  aus  dem  Grunde,  weil  sich  ein 
einheitlicher  Maßstab  für  die  Gehaltsbemessuug  der  Professoren  nicht 
aufstellen  läßt 

Das  ist  aber  nur  die  eine  Seite  der  Sache.  Die  an- 
dere Seite  liegt  darin ,  daß  die  Unterrichtsverwaltung  schon 
seit  Jahren  das  Bedürfnis  anerkannt  hat,  den  Professoren  zu  einer 
größeren  Sicherstellung  ihrer  Gehaltsverhältnisse  zu  verhelfen.  Die 
Professoren  müssen  so  gestellt  werden,  daß  sie  unabhängig  von  Be- 
rufungen und  von  dem  Wohlwollen  der  Verwaltung,  und  was  der- 
artige schöne  Dinge  mehr  sind,  zu  einer  auskömmlichen  Besoldung 
gelangen.  Das,  meine  Herren,  ist  ein  Gesichtspunkt,  den  sowohl  die 
ünterrichtsverwaltung  wie  die  Finanzverwaltung  voll  anerkennt,  und 
deshalb  ist  auch  gleich  bei  dem  Plane  zu  der  Besoldungsaufbesserung 
dieser  Gesichtspunkt  gebührend  in  Rechnung  gezogen  worden.  In 
einer  Vereinbarung  mit  dem  Herrn  Finanzminister  vom  Oktober 
V.  Js.  ist  ausdrücklich  vorgesehen,  daß  die  jetzige  Besoldungsauf- 
besserung in  erster  Reihe  dazu  dienen  soll,  ein  bestimmtes  Gehalts- 
system durchzuführen,  das  ich  mir  nun  erlauben  werde,  Ihnen  näher 
mitzuteilen. 

Man  muß  dabei  zwischen  Berlin  und  den  übrigen  Universitäten 
unterscheiden.  Die  ordentlichen  Professoren  sollen  in  Berlin  nach 
diesem  Plane  der  beiden  Ressorts  4800  M.  bis  7200  bekommen,  also 
ein  Anfangsgehalt  von  4800  M.  und  2400  M.  in  sechs  Altersstufen 
von  400  M.  nach  je  vier  Jahren.  Die  ordentlichen  Professoren  an 
den  übrigen  Universitäten  sollen  4000 — 6000  M.  bekommen,  also 
4000  M.  Anfangsgehalt  und  2000  M.  in  Altersstufen  zu  400  M.  nach 
je  vier  Jahren.  Was  dann  die  außerordentlichen  Professoren  betriift, 
so  sollen  sie  bekommen  in  Berlin  2400  M.  bis  4800  M.  und  an 
den  übrigen  Universitäten  2000—4000  M.  Das  sind  die  Gehalts- 
sätze, meine  Herren,  und  die  Dienstaltersstufen,  die  für  Profes- 
soren in  Aussicht  genommen  sind. 

Zur  richtigen  Würdigung  dieses  Gehaltssystems  muß  ich  mir 
noch  zwei  Bemerkungen  erlauben.  Erstens,  die  Sätze,  die  ich  eben 
mitgeteilt  habe ,  sind  ja  sehr  mäßig  bemessen ,  und  das  hat  seine 
guten  Gründe;  denn  diese  Dienstaltersstufen  bei  Professoren  haben 
einen  ganz  anderen  Charakter,  als  die  Dienstaltersstufen  bei  anderen 
Kategorien  von  Beamten.  Bei  anderen  Beamten  sind  das  Normal- 
und  Höchstgehälter.  Hier  aber  handelt  es  sich  nicht  um  Normal- 
oder Höchstgehälter,  sondern  um  Gehälter,  die  auch  überschritten 
werden  können,  also  um  Minimalgehälter  in  gewissem  Sinne,  und  es 
ist  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  daß,  soweit  hierfür  Mittel  ver- 
fügbar sind,  eine  Erhöhung  stattfindet,  nicht  bloß  für  ausgezeichnete 
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Kräfte,  sondern  auch  für  andere  Professoren ;  und  das  wird  namentlich 
bei  denen  ins  Auge  zu  fassen  sein,  die  .wenig  oder  gar  keine  Ho- 
uorareiunahuieu  haben.  Also,  meine  Herren,  dürfen  Sie  das  nicht 
vergleichen  mit  den  Dienstaltersstufen  bei  anderen  Beamten;  der 
Name  ist  derselbe,  aber  die  Sache  ist  ganz  verschieden,  daher  die 
etwas  geringeren  Sätze. 

Das  war  das  Eine,  was  ich  zu  bemerken  hatte.  Ein  Weiteres 
bezieht  sich  darauf,  daß  dieses  Gehaltssystem  nur  als  Regel  gedacht 
ist,  und  manche  Ausnahmen  nötig  sind.  Meine  Herren,  es  giebt 
Professoren,  die  an  Nebeneinnahmen,  z.  B.  an  Honorar  oder  aus 
ärztlicher  Praxis  5000,  10000,  20000,  30000  M.  und  mehr  haben; 
da  wird  es  doch  niemand  einfallen,  zum  Gehalt  noch  Alterszulagen 
zu  geben.  Wem  man  in  solchen  Fällen  eine  Alterszulage  von  400  M. 
aufdrängen  wollte ,  der  würde  sich  wohl  selber  höchlichst  wundern 
und  eine  eigentümliche  Ansicht  von  der  altpreußischen  Sparsamkeit 
bekommen.  Darüber  ist  auch  in  Sachverständigenkreisen  kein  Zweifel, 
daß  solche  Ausnahmen  eintreten  müssen.  In  welchen  Fällen  die- 
selben aber  Platz  greifen  sollen,  das  ist  eine  sehr  schwierige  Frage ; 
die  können  wir  noch  nicht  vollständig  übersehen  und  auch  nicht 
genau  formulieren.  Da  müssen  wir  erst  die  Erfahrungen  einiger 
Jahre  abwarten,  dann  wird  sich  darüber  reden  lassen.  Natürlich 
dürfen  Ausnahmen  während  der  Uebergangszeit  nur  gemacht  werden 
—  das  versteht  sich  bei  loyaler  Handhabung  des  Systems  von 
selber  —  wenn  objektive  Gründe  vorliegen,  und  Gründe,  die  für 
jeden  ganz  verständlich  sind,  die  sich  vor  jedem  sehen  lassen  können. 
Diese  Unbestimmtheit  der  Ausnahmen  ist  zugleich  der  Grund,  wes- 
halb das  Gehaltssystem  noch  nicht  etatsmäßig  festgelegt  werden 
kann.  Läßt  sich  die  Sache  erst  in  ihrer  ganzen  Tragweite  über- 
sehen, dann  wird  die  Regierung  sehr  gern  auf  die  Frage  der  etats- 
mäßigen  Feststellung  zurückkommen.  Je  eher  der  Uebergang  be- 
werkstelligt werden  kann,  um  so  besser" 

Unter  Berücksichtigung  der  Angaben  der  Denkschrift  und  dieser 
soeben  mitgeteilten  erläuternden  Ausführungen  des  Herrn  Regierungs- 
kommissars will  ich  nun  noch  einmal  kurz  die  Hauptpunkte  der  ge- 
planten Reform  zusammenfassen: 

1)  Wie  bisher,  so  sollen  auch  in  Zukunft  die  Besoldungsfonds  der 
Universitäten  nach  Durchschnittssätzen  bemessen  werden. 

2)  Diese  Durchschnittssätze  belaufen  sich  hinfort  a)  in  Berlin  für 
Ordinarien  auf  6500  M.,  für  Extraordinarien  auf  3250  M.;  b)  an  allen 
anderen  Universitäten  für  Ordinarien  auf  5500  M.,  für  Extraordinarien 
auf  2750  M.  Es  fällt  somit  fort  (von  Berlin  abgesehen)  die  jetzt 
übliche,  oben  S.  2  näher  angegebene,  Klassifizierung  der  Univer- 
sitäten. 

3)  Während  bisher  für  die  Höhe  der  Gehälter  bestimmte  Sätze 
nicht  vorgesehen  waren,  soll  nunmehr  ein  bestimmtes  Gehalts- 
system(mit  festen  Anfangsgehältern  und  Dienstalters- 
zulagen) durchgeführt   werden. 
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Die  in  Aussicht  genommene  Gehaltsskala  ist  folgende: 

a)  Berlin. 


Ordiiinrien 

Extraordinarien 

AufaBgsgeh.ilt : 

4800  M. 

Anfangsgehalt: 

2400  M. 

nach  4 

Jahren  : 

5200    >- 

nach   4 

Jahren : 

2800    „ 

„      8 

5600    „ 

,.       8 

3200    .. 

„    12 

6000    „ 

„     12 

3600    „ 

„    16 

6400    „ 

„     16 

4000    ,, 

„    20 

6800    „ 

„     20 

4400    „ 

„    24 

7200    „ 

>,     24 

4800    ,, 

b) 

Ue 

brige  U 

ni versitäte 

n. 

Ordinarien 

Extraordinarien 

Anfangsgehalt : 

4000  M. 

Anfangsgehalt: 

2000  M. 

nach  4 

Jahren: 

4400    „ 

nach  4 

Jahren: 

2400    „ 

„       8 

n 

4800    „ 

,-       8 

)) 

2800    „ 

„    12 

jt 

5200    „ 

,.     12 

» 

3200    „ 

„     16 

)t 

5600    „ 

„     16 

»' 

3600    „ 

„    20 

)» 

6000    ,, 

„     20 

n 

4000    „ 

Diese  Gehälter  sind  nicht  als  Normalgehälter,  sondern 
in  gewissem  Sinne  als  Minimalgehälter  anzusehen; 
jedenfalls  haben  sie  eine  ganz  andere  Bedeutung  als 
die  Normalgehälter  anderer  Beamtenklassen. 

Dieses  Gehaltssystem  soll  aber  noch  nicht  etatsmäßig  festgelegt 
werden,  weil  von  diesen  Gehaltssätzen  Ausnahmen  wegen  erheblicher 
Nebeneinnahmen  etc.  gemacht  werden  müssen.  Diese  Ausnahmen  lassen 
sich  z.  Zt.  noch  nicht  so  genau  übersehen,  daß  sie  unzweideutig  fest- 
gelegt werden  könnten. 

4)  Die  Besoldungen  der  Professoren  bei  den  Universitäten  (aus- 
schließlich Berlin)  sind  untereinander  übertragbar;  bisher  war. dies 
nicht  der  Fall  (cf.  oben  S.  2). 

5)  Diejenigen  Professoren ,  welche  größere  Honorareinnahmen 
haben,  sollen  einen  Teil  dieser  Einnahmen  au  die  Universitätskasse 
abführen.  Die  Honorareinnahmen  bis  4000  M.  in  Berlin,  bis  2400  M. 
an  den  übrigen  Universitäten  sind  abzugsfrei.  Von  den  diese  Summe 
überschreitenden  Beträgen  ist  jedoch  die  Hälfte  zu  gunsten  des  Dispo- 
sitionsfonds (Kap.  119  Tit.  13)  einzuziehen. 

6)  Diese  Vorschriften  bez.  des  Honorarabzuges  finden  auf  die  bei 
Inkrafttreten  der  neuen  Bestimmungen  schon  angestellten  Professoren 
nur  Anwendung,  wenn  dieselben  damit  einverstanden  sind.  Soweit  sie 
nicht  damit  einverstanden  sind,  sich  also  den  neuen  Bestimmungen 
nicht  unterwerfen,  sind  dieselben  an  der  regelmäßigen  Besoldungsver- 
besserung, wie  sie  die  neue  Skala  ergiebt,  nicht  zu  beteiligen. 

in. 

Wenn  wir  nunmehr  noch  in  eine  Würdigung  dieser  Reformen  ein- 
treten, so  wollen  wir  ausgehen  von  den  Kolleghonoraren. 

Im  österreichischen  Abgeordnetenhause  hat  sich  die  Diskussion 
fast  ausschließlich  um  diese  Frage  gedreht.    Und  dies  ganz  mit  Recht ! 
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Denn  die  weitaus  wiciitigstc  Bestimmung,  weiclic  das  neue  Gesetz  in 
Ocsterrcich  bringen  wird,  ist  die,  daß  die  Kolieglionorare  hinfort 
nicht  mehr  den  Professoren  zufließen,  sondern  der  Staatskasse  über- 
wiesen werden  sollen. 

Was  nun  die  Bedeutung  der  Vorlesungshonorare  für  die  Ent- 
wickelung  unserer  Universitäten  betriöt,  so  will  ich  die  Frage  hier 
nicht  des  näheren  erörtern.  Sie  ist  in  den  letzten  Monaten  zur  Ge- 
nüge behandelt  worden  i),  wobei  sich  allerdings  sowohl  die  Freunde 
wie  die  Gegner  des  heutigen  Zustandes  von  Uebertreibungen  nicht 
ganz  freigehalten  haben. 

Daß  aber  nach  Aufhebung  der  Kolleggelder  resp.  nach  voll- 
ständiger Ueberführung  dieser  Einnahmen  in  die  Staatskasse  der 
Universitätsunterricht  in  quantitativer  wie  in  qualitativer  Beziehung 
Schaden  leiden  dürfte,  steht  für  mich  außer  Zweifel.  Damit  behaupte 
ich  nicht,  daß  die  Professoren  ihre  Pflicht  nur  erfüllen,  wenn  sie  hohe 
Kollegeinnahmen  beziehen ;  eine  derartige  Meinung  zu  hegen,  wäre 
eine  Thorheit  sondergleichen.  Aber  dennoch  wird  man  zugeben 
müssen,  daß  die  Aussicht  auf  höhere  Einnahmen  den  akademischen 
Lehrer  in  vielen  Fällen  veranlassen  wird,  sich  seiner  Lehrthätigkeit 
mit  ganz  besonderem  Eifer  zu  widmen.  Und  dies  kommt  dem  Unter- 
richte zweifellos  zu  statten. 

Deshalb  befürchte  ich  auch,  daß  die  österreichischen  Universitäten 
durch  die  Verstaatlichung  der  Kolleggelder  beeinträchtigt  werden  -). 
Daß  eine  solche  Befürchtung  zu  Recht  erhoben  wird,  beweisen 
die  Erfahrungen  in  Ungarn.  Hier  ist  im  Jahre  1890,  zunächst 
versuchsweise,  das  Vorlesungshonorar  abgeschafft.  Nun  bemerkt 
Földes  in  seinem  Aufsatz  über  die  „Universitäten  in  Ungarn"  ^),  daß 
dieses  neue  System  zu  einer  starken  Vermehrung  der  Lehrstühle 
nötige,  da  sich  nunmehr  die  meisten  Professoren  auf  ihr  obligates 
Kolleg  beschränkten!  — 


Die  für  Preußen  in  Aussicht  genommene  Aenderung  kann  zu 
solchen  Ergebnissen  nicht  führen.  Bis  zu  einer  bestimmten  Höhe 
fließen  die  Vorlesungshonorare  auch  in  Zukunft  dem  Professer  unge- 
schmälert  zu;    erst   die  jene   Höhe    übersteigenden    Beträge    werden 


1)  Cf.  u.  a.  den  Aufsatz  „Universitäten  und  Kollegiengelder.  Eine  Umfrage  bei 
deutschen  Professoren".  In  ,, Münchner  Neueste  Nachrichten".  No.  525.  2.  Bogen. 
(14.  Novbr.   1896.) 

2)  Vergl.  auch:  Die  Juristenfaicultäten  und  die  Kollegiengelderfrage.  Eine  Denk- 
schrift von  Professoren  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  Wien  u.  Graz. 
Wien,  Graz,  1896,  Selbstverlag.  —  Petition  an  die  beiden  Häuser  des  hohen  Reichsrates, 
betr.  die  Regelung  der  Gehalte  der  Universitäts-Professoren  und  das  Kollegiengeld  er- 
stattet von  Professoren  der  juridischen  und  der  medizinischen  Fakultät  der  k.  k. 
deutschen  Carl  Ferdinands-Universität  in  Prag.  Prag,  Selbstverlag,  1896.  —  J.  Schipper, 
Zur  Kollegiengeldfrage  in  Oesterreich.  In  „Akademische  Revue".  III.  Jahrg.  4.  Heft 
(Heft  28)  Januar  1897.     S.   198  fg. 

3)  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften".  1.  Supplementband.  Jena  1895, 
S.  786. 
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(aber  auch  nur  zum  Teil)  an  die  Staatskasse  abgeführt.  Der  Gedanke, 
der  dieser  Reform  zu  gründe  liegt,  scheint  mir  wohl  berechtigt  zu 
sein;  ob  die  einzelnen  Sätze  das  Richtige  treffen,  bleibe  zunächst 
dahin  gestellt. 

Es  fragt  sich  nun  aber  vor  allem,  wenn  wir  die  in  der  Regierungs- 
vorlage geforderten  Sätze  (4000  M.  für  Berlin,  2400  M.  für  die  übrigen 
Universitäten)  zunächst  einmal  acceptiereu  —  wie  viele  Professoren 
werden  denn  eine  Einbuße  in  ihren  Honorarbezügen  erleiden,  wenn 
sie  sich  den  neuen  Bestimmungen  unterwerfen? 

Hierüber  giebt  die  folgende  Zusammenstellung  Aufschluß,  welche 
ich  der  soeben  in  der  „Akademischen  Revue"  veröffentlichten  Abhand- 
lung von  Lexis  entnehme ' ). 

a)  Es  betrugen  in  Preußen  (nach  den  Ergebnissen 
des  Studienjahres  1894/95)  die  Kolleghonorare  der 
ordentlichen  Professoren: 


unter  300  M. 

300—600  M. 

600—1000  M. 

1000—1500  M. 

1500—2000  M 

Berlin                   7 

S 

5 

5 

6 

and.  Univ.        79 

51 

44 

43 

33 

alle  Univ.         86  56  49  48  39 

2000— 2400  M.  2400— 3000  M.     3000— 4000  M.     4000— 5000  M.     5000— 6000  M. 
Berlin  61494 

and.  üniv.        lo  21  32  20  26 

alle  Univ.         16  22  36  29  30 

über 
6— 8000  M.  8— 10 000  M.    10— 12000  M.    12— 15  000  M.  15— 20  000  M.    20  000  M. 
Berlin  443  264 

and.  Univ.    23  10  5  5  I  — 

alle  üniv.    27  14  8  7  7  4 

b)  Es  betrugen  in  Preußen  (nach  den  Ergebnissen 
des  Studienj  ahres  1894/95)  die  Kolleghonorare  der  be- 
soldeten außerordentlichen  Professoren  einschließlich 
der  Honorarprofessoren: 

unter  300  M.       300— 600  M.        600— 1000  M.      1000— 1500  M.     1500— 2000  M. 
Berlin  II  7  6  7  3 

and.  Univ.        52  17  18  14  3 


alle  Univ.        63                         24 

24 

21 

6 

2000— 2400  M.  2400— 3000  M. 
Berlin               —                            2 
and.  Univ.          3                              7 

3000—4000  M. 

2 
2 

4000—5000  M. 

I 
2 

5000—6000  M. 

I 
2 

alle  üniv. 


Die  Zahl  der  Ordinarien,  welche  in  dem  beobachteten  Zeitraum 
Vorlesungen  gehalten  haben,  beziffert  sich  auf  478  (75  in  Berlin,  403 
an  den  übrigen  Universitäten),  die  der  außerordentlichen  Professoren 
auf  160  (40  in  Berlin,  120  an  den  übrigen  Universitäten).  Es  sind 
alle  Universitäten  berücksichtigt,  einschließlich  der  Akademie  Münster, 


1)  Lexis,  Die  Gebälter  und  EoUegiengelder  der  Universitätsprofessoren  in  PreuTsen. 
In  „Akademische  Eevue".     III.  Jahrg.  4.  Heft.     S.  193  fg. 
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aber  exklusive  Braunsberg.  Aus  der  obigen  Zusammenstellung  geht 
hervor,  daß  von  478  Ordinarien  86  (17,99  Proz.)  unter  300  M.,  101 
{39,95  Proz.)  unter  1000  M.  Kollegcinnahmen  hatten;  ebenso  von  IGO 
Extraordinarien  nahmen  63  (39,37  Proz.)  weniger  als  300  M.,  111 
(69,37  Proz.)  weniger  als  1000  M.  an  Vorlesungshocoraren  ein! 

Legen  wir  nun  die  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Sätze  be- 
züglich der  abzugsfreien  Honorarbetriige  zu  Grunde,  so  würden  in 
Berlin  von  75  Ordinarien  39  (52  Proz.),  an  den  übrigen  Universitäten 
von  403  Ordinarien  260  (64,50  Proz.),  ferner  von  40  außerordentlichen 
Professoren  in  Berlin  38  (95  Proz.),  von  120  Extraordinarien  an  den 
anderen  Universitäten  107  (89,16  Proz.)  von  jenem  Abzüge  nicht  be- 
troÖ'en  werden  i). 

Thatsächlich  aber  liegen  die  Verhältnisse  noch  etwas  günstiger, 
als  nach  diesen  Ziffern  anzunehmen  ist,  da  Lexis  die  gestundeten 
Honorare  mit  75  Proz.  eingerechnet  bat,  was  entschieden  zu  hoch  ist. 

Immerhin  geht  aus  dieser  Uebersicht  deutlich  her- 
vor, daß  nur  ein  Bruchteil  der  Professoren  von  dieser 
geplanten  Verkürzung  der  Honorare  betroffen  wird,  so 
daß  eine  Schädigung  der  preußischen  Universitäten  infolge  dieser  Be- 
stimmung, die  dazu  dienen  soll,  gewisse  Ungleichmäßigkeiten  in  den 
Amtseinuahmen  der  akademischen  Lehrer  zu  beseitigen,  gewiß  nicht 
zu  befürchten  ist. 

Pflichte  ich  somit  der  Verkürzung  der  Honorare  grundsätzlich 
bei,  bezw.  erblicke  ich  in  ihr  keine  besondere  Gefahr  für  unsere  Uni- 
versitätsentwickelung, so  fragt  es  sich  noch  immer:  ob  die  von  der 
Regierung  vorgeschlagenen  Sätze  als  zweckmäßig  anzusehen  sind. 

Hier  nun  habe  ich  einige  Bedenken.  Daß  ein  Unterschied  zwischen 
Berlin  und  den  anderen  Universitäten  gemacht  wird,  ist  berechtigt. 
Wollte  man  für  alle  Universitäten  die  gleiche  Grenze  ziehen,  so  würden 
die  Professoren  der  Universität  Berlin  in  ganz  unverhältnismäßig 
stärkerem  Maße  den  Ausgabefonds  Kap.  119  Tit.  13  des  Staatshaus- 
haltsetats vermehren,  was  der  Billigkeit  nicht  entsprechen  würde ;  und 
dies  um  so  weniger,  da  dieser  Fonds  allen  Universitäten  in  gleicher 
Weise  zu  gute  kommt.  Indes  es  ist  andererseits  auch  zu  befürchten, 
daß,  wenn  das  abzugsfreie  Honorar  für  Berlin  um  ganz  erhebliches 
höher  bemessen  wird,  die  anderen  Universitäten  indirekt  darunter 
leiden.  Ich  betrachte  es  aus  verschiedenen,  hier  nicht  weiter  zu 
erörternden  Gründen  als  eine  besonders  wichtige  Aufgabe 
unserer  Unterrichtsverwaltung,  die  mittleren  und 
kleineren  Universitäten  thunlichst  zu  stärken,  und 
dem  an  und  für  sich  vorhandenen  Drange  unserer 
Studierenden,  möglichst  in  Berlin  den  Studien  obzu- 
liegen, nicht  auch  ihrerseits  gar  zu  sehr  Vorschub  zu 
leisten.     In   Oesterreich    ist    man   bemüht,    durch    die   materielle 


1)  Diese  Zahlen  weichen  ein  wenig  von  den  Lexis'schen  Ziffern  ab.  Ist  die  Haupt- 
tabeUe  von  Lexis  richtig,  dann  müssen  bei  den  weiteren  prozentualen  Berechnungen 
Schreib-  oder  Druckfehler  untergelaufen  sein.     Die  Differenzen  sind  aber  unbedeutend. 
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Gleichstellung  aller  Universitäten  die  stark  besuchte  Wiener  Univer- 
sität zu  entlasten;  man  hofft  durch  Verfolgung  dieses  Prinzips  auch 
hervorragendere  Kräfte  an  den  kleineren  Hochschulen  zu  erhalten,  wo- 
durch diese  wieder  einen  größeren  Zuwachs  erfahren  dürften.  Dieses 
Bestreben  ist  ein  entschieden  berechtigtes,  das  man 
auch  in  Preußen  nicht  aus  den  Augen  lassen  darf. 

Deshalb  möchte  ich  dafür  eintreten,  das  abzugsfreie  Honorar  an 
den  „Provinzialuniversitäten"  —  dieser  Ausdruck  sei  der  Kürze  wegen 
gestattet  —  bis  auf  3000  M.  zu  erhöhen. 

Im  weiteren  dürfte  zu  erwägen  sein,  ob  es  nicht  ratsam  wäre, 
die  Höhe  des  Abzugs  progressiv  zu   gestalten,  etwa  in  folgender  Art: 

a)  Berlin:  4000  bis  7000  M.  '/a,  ''000  bis  12000  M.  '/»,  über 
12000  M.  Vs- 

b)  übrige  Universitäten  3000  bis  5000  M.  1/3,  5000  bis  8000  M. 
1/2,  über  8000  M.  Va- 

Jedenfalls  werden  diese  Einzelheiten  der  Regierungsvorlage  einer 
eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen  und  vielleicht  zu  ändern  sein. 
Möglich  allerdings,  daß  eine  progressive  Skala  zu  geringe  Erträge 
liefert;  man  kann  sie  anregen,  ob  sie  durchführbar  ist,  hängt  von  ge- 
naueren Berechnungen  ab. 

Immerhin  ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  auch  nach  einem 
Abzug,  wie  er  jetzt  geplant  wird,  die  Kollegiengelder,  die  dem 
einzelnen  Professor  in  Preußen  zufließen,  höhere  sein  werden,  wie 
in  Bayern,  weil  hier  der  Honorarsatz  pro  Stunde  niedriger  bemessen 
ist,  wie  an  den  preußischen  Universitäten. 

Im  Zusammenhange  hiermit  sei  auch  noch  kurz  der  Einrechnung 
der  gestundeten  Honorare  gedacht,  weil  hierüber  in  Universitäts- 
kreisen vielfach  irrige  Ansichten  umlaufen  '). 

In  der  „Denkschrift"  (S.  108)  ist  bemerkt:  „Die  Honorare  für 
die  Vorlesungen  der  Professoren  fließen,  insoweit  sie  unter  Anrechnung 
der  gestundeten  Honorare  zu  60  Proz.  für  einen  Professor  in  einem 
Jahre  den  Betrag  von  2400  M.,  in  Berlin  von  4000  M.  überschreiten, 
zur  Hälfte  in  die  Universitätskasse  etc.  etc." 

Aus  diesen  Worten  ist  nun  vielfach  gefolgert  worden,  daß  die 
Honorare,  soweit  sie  zur  Zeit  gestundet  werden,  mit  60  Proz.  in  An- 
rechnung zu  bringen  seien.  Daß  dies  nicht  gemeint  sein  kann,  geht 
daraus  hervor,  daß,  wenn  dies  so  wäre,  ein  akademischer  Lehrer, 
welcher  minimale  Beträge  bar  einnimmt,  aber  gleichzeitig  namhafte 
Summen  stundet  —  und  solche  Fälle  sind  gar  nicht  so  selten  — , 
unter  Umständen  der  Staatskasse  mehr  zu  zahlen  hätte,  als  er  über- 
haupt bar  bezogen  hat. 

Die  Angabe  in  der  Denkschrift  kann  nur  so  gedeutet  werden  und 
wird  nur  so  gedeutet :  von  den  einst  gestundeten  nunmehr  einlaufenden 
Honoraren  sind  60  Proz.  anzurechnen.  Mit  anderen  Worten:  von  den 
gestundeten  Honoraren  kann  ein  Abzug  erst  dann  gemacht  werden, 
wenn  sie  gezahlt  worden  sind. 


1)  Cf.  z.  B.  die  Petition  von  Rektor  und  Senat  der  Königsberger  Universität. 
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Es  sei  gestattet,  hier  eine  kurze  Bemerkung  über  das  Stundungs- 
wesen ,  das  m.  E.  mit  der  Zeit  möglichst  einzuschriinken  resp.  zu 
beseitigen  sein  wird,  anzuschliessen. 

Abgesehen  von  der  Universität  Marburg,  an  welcher  keine  Stun- 
dung, sondern  ausschließlich  Erlaß  des  Honorars  stattfindet,  besteht 
z.  Z.  an  allen  preußischen  Universitäten  die  Einrichtung,  daß  be- 
dürftigen und  würdigen  Studierenden  zur  Erleichterung  des  Besuchs 
der  Universität  das  Kolleghonorar  ganz  oder  teilweise  gestundet 
werden  kann  M- 

Von  den  nichtpreußischen  deutschen  Universitäten  gewähren  nur 
die  Universitäten  zu  Gießen,  Leipzig  und  Rostock,  sowie  bei  der  Uni- 
versität zu  Straßburg  die  philosophische  Fakultät  Stundung  des 
Honorars. 

Prüft  man  nun  die  thatsächlichen  Verhältnisse  in  Bezug  auf  diese 
Einrichtung;  an  den  preußischen  Landesuniversitäten,  so  ergiebt  sich, 
daß  die  Stundung  an  den  einzelnen  Universitäten  und  in  den  ver- 
schiedenen Fakultäten  von  sehr  verschiedener  Bedeutung  ist. 

Ganz  erheblich  wird  von  ihr  Gebrauch  gemacht  in  den  evange- 
lisch-theologischen Fakultäten  an  allen  Universitäten,  mit  Ausnahme 
der  Universität  Göttingen ;  namhafte  Beträge  werden  in  den  beiden 
katholisch-theologischen  Fakultäten  in  Bonn  und  Breslau  gestundet, 
vor  allem  aber  in  Breslau,  wo  die  Summe  des  gestundeten  Honorars 
die  des  bar  gezahlten  Honorars  weit  übertrifft;  eine  große  Rolle  spielt 
die  Stundung  in  allen  Fakultäten  der  Universität  Greifswald;  dann 
folgen  die  philosophischen  Fakultäten  der  übrigen  Hochschulen ,  wo 
vornehmlich  die  Honorare  für  die  humanistischen  Vorlesungen  vielfach 
gestundet  werden. 

Nun  bin  ich  der  Meinung,  daß  das  System  des  gänzlichen  oder 
teilweisen  Erlasses,  welches  auch  an  den  bayerischen  Universitäten 
besteht  und  sich  dort  bewährt  hat,  den  Vorzug  verdient;  denn  mit 
dem  Stundungsverfahren  sind  mannigfache  Uebelstände  verknüpft. 
Trotzdem  aber  wird  man  in  Preußen  nicht  ohne  weiteres  eine  der- 
artige Aenderung  allgemein  verfügen  dürfen. 

An  der  Universität  Göttingen  würde  die  Beseitigung  der  Stundung 
und  der  Ersatz  derselben  durch  Erlaß  kaum  merkbar  sein ;  auch  für 
die  juristischen  Fakultäten  ließe  sich  diese  Aenderung  wohl  ohne  große 
SchwieriKkeiten,  wenigstens  an  den  meisten  Universitäten,  durchführen ; 
für  die  Mitglieder  der  theologischen  Fakultäten  jedoch,  auch  für  eine 
große  Anzahl  der  philosophischen  Fakultäten,  ebenso  für  die  Lehrer 
an  einigen  medizinischen  Fakultäten,  so  z.  B.  in  Halle,  Kiel,  auch  in 
Breslau,  vor  allem  aber  für  die  Dozenten  an  der  Universität  Greifs- 
wald, bedeutete  die  Aufhebung  der  Stundung  —  wie  die  Dinge  zur 
Zeit  liegen  —  eine  große  Härte.  Ist  es  doch  zweifellos,  daß  viele 
Dozenten  in  erster  Linie  mit  auf   die  zunächst  gestundeten  Honorare 


1)  In  Ergänzung  der  obigen  Angaben  sei  noch  bemerkt,  dafs  den  an  dem  Lyceum 
Hosiannm  lu  Braunsberg  Studierenden  Gebühren  und  Honorare  im  Falle  nachgewiesenen 
Unvermögens  erlassen  werden  können ;  ferner :  dafs  die  eigentlichen  Fachvorlesungen  in 
der  tbeologiscbea  Fakultät  zu  Münster  bisher  unentgeltlich  gelesen  worden  sind. 
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angewiesen  sind.  Und  diese  Einnahmen  kann  man  ihnen  nicht 
ohne  weiteres  nehmen.  Will  man  das  System  des  Erlasses  au  die 
Stelle  des  der  Stundung  treten  lassen  —  und  dies  ist  entschieden 
wünschenswert  —  so  wird  dies  nur  allmählich  geschehen  können. 
Die  Uuterrichtsverwaltuug  wird  zuvor  die  beteiligten  Körperschaften 
hören  und  die  seitens  der  Universitäten  und  Fakultäten  geäußerten 
Wünsche  thunlichst  berücksichtigen  müssen. 


Fassen  wir  das  Gesagte  noch  einmal  zusammen: 
Eine  Verstaatlichung  der  Vorlesungshonorare  ist  unter  allen  Um- 
ständen zu  bekämpfen.  Die  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Honorare 
an  die  Staatskasse  ist  im  Interesse  einer  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit wünschenswert;  von  dem  Abzüge  (auch  nach  der  Regierungs- 
vorlage) wird  nur  ein  Bruchteil  der  Professoren  getrofien  •).  Die  ge- 
stundeten Honorare  können  bei  dem  Abzug  nur  insoweit  eingerechnet 
werden,  als  sie  gezahlt  sind.  Eine  allmähliche  Aufhebung  der  Stun- 
dung und  Ersatz  derselben  durch  Erlaß  erscheint  geboten. 

Freilich  dürften  hiermit  noch  nicht  alle  Uebelstände  beseitigt  sein, 
die  dem  heutigen  Honorarwesen  in  Preußen  anhaften.  Die  großen 
Verschiedenheiten  in  den  Honorarsätzen,  auf  welche  ich  oben  (S.  12  fg.) 
aufmerksam  gemacht  habe,  sind  unhaltbar,  eine  größere  Einheitlichkeit 
ist  entschieden  zu  erstreben.  Damit  ist  nicht  gesagt,  daß  eine  völlig 
gleichartige  Normierung  Platz  zu  greifen  hat,  da  den  abweichenden 
örtlichen  Verhältnissen  und  Traditionen  Rechnung  zu  tragen  sein  wird. 


Die  Reform  des  Honorarwesens  steht  in  engstem  Zusammenhang 
mit  der  Besoldungsverbesserung.  Und  diese  tritt  keineswegs  nur  in 
der  Erhöhung  der  Durchschnittsgehälter  hervor,  sondern  vor  allem 
in  den  oben(S.  22)  näher  bezeichnetenNormalgeh altern 
(Minimalgehältern)  mit'Dienstal t erszulagen.  Der  größte 
Uebelstand  in  den  Gehaltsverhältuissen  der  preußischen  Universi- 
tätsprofessoren ist,  wie  ich  oben  nachdrücklichst  betont  habe,  die 
zur  Zeit  bestehende  Unsicherheit.  Die  akademischen  Lehrer  haben 
ein  lebhaftes  Interesse  daran,  daß  diese  Unsicherheit  beseitigt  wird. 
Nach  den  offiziellen  Erklärungen  des  Regierungskommissars  (cfr.  oben 
S.  20)  ist  dies  nun  auch  einer  der  Hauptzwecke  der  Reform. 

Gegenwärtig  sind  die  Besoldungsverhältnisse  namentlich  an  den 
süddeutschen  Universitäten  denen  in  Preußen  vorzuziehen.  Tritt  jedoch 
die  in  Aussicht  genommene  Gehaltsskala  in  Kraft,  so  werden  auch  in 
Zukunft  die  Anf  an  gsgehälter  z.  B.  in  Bayern  höhere  sein,  wie  in 
Preußen,  die  Gehaltsverhältnisse  jedoch  im   ganzen  betrachtet  werden 


1)  Es  ist  immerhin  beachtenswert,  dafs  in  den  an  das  Abgeordnetenhaus  gerichteten 
Petitionen  von  Rektor  und  Senat  mehrerer  preufsischer  Universitäten  dieser  Honorarabzug 
nur  eine  mehr  oder  minder  untergeordnete  Rolle  spielt  und  die  Hauptbedenken  sich  gegen 
andere  Punkte  der  Regierungsvorlage  richten.  Nur  die  Eingabe  der  Berliner  Universität 
bekämpft  in  erster  Linie  diese  Neuordnung  des  Honorarwesens. 
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in  Preußen  sich  entschieden  günstiger  gestalten,  als  dort.  In  Bayern 
beträgt  die  gesetzliche  Aufangsbesoldung  für  den  Ordinarius  —  es 
mag,  da  es  sich  hier  nur  um  ein  Beispiel  handelt,  genügen,  das  Ge- 
halt der  ordentlichen  Professoren  ins  Auge  zu  fassen  —  4200  M. 
Dieses  Gehalt  steigt,  wie  wir  oben  sahen,  nach  Ablauf  von  je  5  Dienst- 
jahren, und  zwar  das  erste  Mal  um  360  M.,  später  stets  um  180  M. 
Nehmen  wir  wieder  das  Beispiel,  welches  wir  oben  (S.  5)  wählten : 
es  wird  Jemand  mit  30  Jahren  Ordinarius,  so  beträgt  das  Gehalt; 
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Die  entschieden  günstigere  Gestaltung  der  Besoldungsverhältnisse 
in  Preußen  tritt  deutlich  in  dieser  Gegenüberstellung  hervor.  Mag 
auch  das  normale  Maximalgehalt  in  Bayern  schließlich  ein  höheres 
werden  als  in  Preußen,  vorausgesetzt,  daß  man  ein  sehr  hohes  Alter 
erreicht,  das  raschere  Anwachsen  des  Gehaltes  hier,  die  höheren  Ge- 
haltssätze gerade  in  den  mittleren  Altersjahren,  in  denen  die  Ausgaben 
in  der  Regel  am  höchsten  sind ,  bilden  einen  zweifellosen  Vorzug  der 
für  die  preußischen  Universitäten  in  Aussicht  genommenen  Gehalts- 
regelung. 

Freilich  ist  diese  Gehaltsskala  noch  nicht  in  den  Etat  aufge- 
nommen; es  ist  von  selten  der  Regierung  erklärt,  daß  von  diesen 
Normen  auch  Ausnahmen  gemacht  werden  müßten.  Diese  Ausnahmen 
ließen  sich  zur  Zeit  noch  nicht  so  genau  fixieren,  daß  eine  gesetzliche 
Festlegung  der  Skala  angängig  erscheine. 

Nun  ist  es  gewiß,  daß  man  gerade  an  dieser  administrativen 
Regelung  in  Universitätskreisen  Anstoß  nimmt.  Und  doch  möchte  ich 
annehmen,  daß  man  zu  einer  Verständigung  auch  bez.  dieses  Punktes 
kommen  könnte. 

Wer  die  Universitätsverhältnisse  nur  ein  wenig  genauer  kennt, 
wird  zugeben,  daß  Ausnahmen  von  der  Gehaltsskala  gemacht 
werden  müssen.  Wenn  Professoren  infolge  ihrer  amtlichen  Stellung 
bedeutende  Nebeneinuahmen  haben  —  und  nicht  nur  bei  Medizinern 
ist  dies  der  Fall  —  oder  wenn  sie  die  Professur  gleichsam  im  Neben- 
amt verwalten  oder  sehr  hohe  Kolleghonorare  beziehen,  so  würde  es 
unthunlich  sein,  hier  weitere  Dienstalterszulagen  zu  gewähren.  Man 
vergegenwärtige  sich  nicht  nur  Beispiele,  die  man  an  der  eigenen 
Universität  in  der  Provinz  beobachten  kann,  da  liegen  die  Dinge  noch 
verhältnismäßig  einfach,  —  man  blicke  vor  allem  auf  Berlin  oder  auf 
eine  andere  Universität  in  einer  großen  Stadt,  wo  derartige  Nebenbe- 


1)  Exkl.  Berlin,  wu  das  Gehalt  mit  4800  M.  einsetzt  und  bis  7200  JVI.  steigt. 
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schäftigungen  und  Nebeneinnabmen  viel  häufiger  und  in  sehr  ver- 
schiedener Art  vorkommen.  Ich  gebe  unbedingt  zu,  daß,  will  man 
diese  Ausnahmen  unzweideutig  im  Gesetz  bezeichnen,  erst  weitere  Er- 
fahrungen gemacht  werden  müssen,  daß  dies  heute  nicht  ohne  weiteres 
geschehen  kann. 

Trotz  alledem  wäre  es  wünschenswert,  daß  noch  einmal  seitens 
der  Regierung  in  einer  die  Unterrichtsverwaltung  wirklich  bindenden 
Erklärung  ausgesprochen  wird,  daß  jene  oben  angegebenen  Minimal- 
gehälter und  Alterszulagen  die  Regel  für  die  Gehaltsbemessung  bilden 
sollen  und  daß,  wenn  Ausnahmen  hiervon  gemacht  werden,  diese  doch 
nur  unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  (Aemterkumulierung,  hohe 
Nebeneinnabmen  etc.  etc.)  eintreten  dürfen.  Es  stünde  m.  E.  dem 
nichts  im  Wege,  daß  auf  das  angenommene  Gehaltssystem  mit  den 
Altersstufen  in  den  Erläuterungen  zum  Etat  ausdrücklich  Bezug  ge- 
nommen, daß  es  so  gleichsam  etatsmäßig  festgestellt  werde,  wenn  dabei 
auch  die  Regierung  sich  das  Recht  wird  vorbehalten  müssen,  Aus- 
nahmen aus  sachlichen  Gründen  zu  machen. 

Auch  würde  es  zweckmäßig  sein,  die  Alterszulagen  eventuell  nur 
zeitweilig  auszuschließen,  sie  gleichsam  ruhen  zu  lassen,  dieselben  aber 
wieder  zu  gewähren,  wenn  jene  Voraussetzungen,  die  zum  Ausschluß 
der  Zulagen  geführt  haben,  fortgefallen  sind. 

Kann  diesen  Wünschen,  wie  ich  annehmen  möchte,  Rechnung  ge- 
tragen werden,  dann  wird  die  in  Aussicht  genommene  Neuordnung 
als  eine  wesentliche  Verbesserung  der  heute  üblichen  Gehaltsregulierung 
anzusehen  sein.  — 


Einige  Universitäten  (Greifswald,  Kiel,  Marburg,  Königsberg, 
Münster)  haben  einen  Punkt  der  neuen  Bestimmungen  ganz  besonders 
bekämpft,  nämlich  die  Uebertragbarkeit  der  Professorenbesoldungen 
von  einer  Universität  auf  die  andere  (ausgeschlossen  Berlin).  Diese 
Uebertragbarkeit  ist  infolge  der  Gleichstellung  der  Universitäten  ge- 
fordert; sie  fallen  zu  lassen,  dürfte  kaum  zweckmäßig  sein. 

Wie  liegen  die  Dinge?  Ob  die  Universitäten  etatsmäßig  gleich 
behandelt  werden  oder  nicht,  —  gewisse  Verschiedenheiten  werden 
immer  bestehen  und  gar  nicht  zu  vermeiden  sein;  wir  werden  auch 
in  Zukunft  im  Hinblick  auf  die  Zahl  der  Studierenden  kleine,  mittlere 
und  große  Universitäten  unterscheiden.  Und  da  liegt  es  in  der  Natur  der 
Dinge,  daß  in  der  Regel  die  jüngeren  Professoren  zunächst  an  die 
kleineren  Universitäten  berufen  werden.  Die  Folge  hiervon  ist,  daß  wir 
z.  B.  in  Kiel  oder  in  Greifswald  ein  niedrigeres  Durchschnittsalter  der 
Professoren,  antreffen  als  in  Bonn  oder  Berlin.  Da  nun  an  jenen  Hoch- 
schulen die  Dozenten  durchschnittlich  jünger  sind,  so  kann  es  kommen, 
daß  die  Regierung  für  die  eine  oder  andere  Universität  —  wenn  die 
Gehaltsskala  mit  den  Alterszulagen  zu  gründe  gelegt  wird  —  im 
ganzen  an  Gehalt  weniger  braucht,  als  für  diese  Universität  zur  Ver- 
fügung steht,  wenn  die  Zahl  der  Ordinarien  und  Extraordinarien  mit 
dem  Durchschnittssatze  (5500  und  2750  M.)  multipliziert  wird.    Nach 
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den  Grundsätzen  der  preußischen  Finanzverwaltung  würde  aber  der 
Teil,  der  von  dem  ausgeworfenen  Gehalte  nicht  ge- 
braucht ist,  an  die  allgemeine  Staatsverwaltung  abzu- 
führen sein,  er  verbliebe  nicht  etwa  der  Unterrichts- 
verwaltung. Ist  aber  das  Prinzip  der  Uebertragbarkeit  acceptiert, 
so  kann  der  Ueberschuß  an  der  einen  Universität  für  nötige  Zu- 
schüsse an  einer  anderen  benutzt  werden. 

Mau  darf  hieraus  nicht  folgern,  daß  dies  stets  zum  Nachteil  der 
gegenwärtig  kleinereu  Universitäten  gereichen  wird.  Hier  vollziehen 
sich  in  oft  kurzer  Zeit  erhebliche  Wandlungen!  Vor  etwa  10  Jahren 
war  Breslau  eine  Universität  mit  hohem  Durchschnittsalter  der 
Professoren,  heute  mit  wesentlich  niedrigerem  Durchschnittsalter. 
Warum  sollen  die  infoige  besonderer  Umstände  eventuell  hier  er- 
sparten Beträge  nicht  Göttingen  oder  Halle  oder  Greifswald  zu  gute 
kommen?  Dieselbe  Universität,  welche  heute  abgiebt,  kann  in  kurzer 
Zeit  in  die  Reihe  derjenigen  einrücken,  die  von  anderen  Zuschüsse 
empfängt. 

Fällt  aber  diese  Uebertragbarkeit,  dann  wird,  so  befürchte  ich 
wenigstens,  die  leidige  und  in  gewisser  Weise  verletzende  Klassifizierung 
gar  nicht  zu  vermeiden  sein.  — 


Noch  ein  letzter  Punkt  ist  kurz  zu  besprechen. 

Die  nach  der  Vorlage  an  die  Staatskasse  abzuführenden  Honorar- 
einnahmen sollen  dem  Ausgabefonds  Kap.  119  Tit.  13,  also  dem  Dis- 
positionsfonds, überwiesen  werden.  Dieser  Dispositionsfonds  bezitiert 
sich  heute  auf  175000  M.  und  würde  zunächst  bis  auf  360 000  M.  in- 
folge dieser  Zuschüsse  aus  den  Honorarabzügen  anwachsen  können. 

Man  befürchtet  nun  mehrfach,  daß  diese  erhebliche  Verstärkung 
des  Dispositionsfonds  die  Machtbefugnisse  des  Ministeriums  steigern 
und  daß  die  bisher  bestehende  Ungleichheit  der  Gehälter  durch  Zu- 
lagen, die  Einzelnen  aus  diesem  Fonds  gewährt  werden  sollen,  sich 
noch  vermehren  würde. 

Wie  aus  Beilage  5  zum  Etat  des  Ministeriums  der  geistlichen  etc. 
Angelegenheiten  pro  1897/98  zu  ersehen  ist,  werden  zur  Zeit  165  610  M. 
aus  diesem  Dispositionsfonds  zum  Besoldungsfonds  gezahlt;  thatsächlich 
stehen  daher  zur  Disposition  des  Ministers  nur  noch  9390  M.  Durch 
die  Erhöhung  des  Durchschnittssatzes  der  Besoldungen  werden  diese 
Zuschüsse  keineswegs  völlig  überflüssig.  Eine  sehr  erhebliche  Erhöhung 
des  Dispositionsfonds  ist  aber  in  den  nächsten  Jahren  um  des- 
willen nicht  zu  erwarten,  weil  von  den  bereits  angestellten  Professoren 
sich  voraussichtlich  nur  diejenigen,  welche  weniger  oder  nicht  erheblich 
mehr  als  4000  bezw.  2400  M.  Honorar  haben,  der  neuen  Gehalts- 
ordnung unterwerfen  werden.  In  Zukunft  aber  wird  die  Erhöhung 
des  Dispositionsfonds  dringend  geboten  sein.  Die  diesem  Fonds  aus 
den  Honorarabzügen  zufließenden  Beträge  werden  um  so  weniger  ent- 
behrt werden  können,  da  es  sich  bei  der  Konkurrenz  der  deutschen 
Universitäten  nicht  wird  vermeiden  lassen,  daß  den  von  den  Honorar- 
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abzügen  betroffenen  Professoren  ein  größeres  Gehalt,  als  sie  jetzt  meist 
beziehen,  zu  zahlen  sein  wird. 

Trotz  alledem  dürfte  wohl  in  Erwägung  zu  ziehen  sein,  ob  nicht 
der  Regierung  eine  gewisse  Norm  auch  für  die  Verwendung  der  aus 
den  eingezogenen  Honoraren  dem  Dispositionsfonds  zufließenden  Beträge 
gegeben  werden  kann.  So  ließe  sich  z.  B.  manches  dafür  geltend 
machen,  daß  diese  Honorarabzüge  in  erster  Reihe  zu  Zuschüssen  ge- 
braucht werden,  welche  denjenigen  Professoren,  die  an  Nebenl)ezügen 
(Honoraren,  Gebühren  etc.)  jährlich  weniger  als  1000  M.  haben  im 
Höchstbetrage  der  Difl'erenz,  zu  gewähren  sein  würden.  Doch  dies 
sind  Einzelheiten,  die  hier  nicht  des  weiteren  verfolgt  werden  sollen, 
zumal  eine  Verständigung  über  dieselben  wohl  ohne  nennenswerte 
Schwierigkeiten  herbeizuführen  sein  wird. 

Daß  aber  gerade  im  Hinblick  auf  die  Neuordnung  des  Honorar- 
wesens eine  bedeutende  Erhöhung  des  Ausgabefouds,  Kap.  119,  Tit.  13, 
der  hinfort  die  Bezeichnung  „zur  Heranziehung  und  Erhaltung  ausge- 
zeichneter Dozenten"  führen  soll,  absolut  notwendig  ist,  steht  außer 
Zweifel. 


Möchte  die  Vorlage  der  Regierung,  unter  Abänderung  einzelner 
Punkte,  die  Zustimmung  der  parlamentarischen  Körperschaften  finden ! 
Sie  bedeutet  eine  erhebliche  Verbesserung  der  heutigen  Besoldungs- 
verhältnisse !  Wenn  nichtsdestoweniger  zahlreiche  Petitionen  aus 
Universitätskreisen  die  Ablehnung  der  in  Aussicht  genommenen  Ge- 
haltsregulierung fordern,  so  ist  dies  m.  E.,  wenigstens  bei  einer  Reihe 
von  Petitionen,  nur  daraus  zu  erklären,  daß  die  dürftigen  Angaben 
der  „Denkschrift"  das  Ziel  der  Reform  nicht  deutlich  genug  haben 
erkennen  lassen. 


Frommannsche  Buchdtuckeral  (Hermann  Töhle)  In  Jena.  —  164? 
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Nachtrag. 

Dieser  Aufsatz  war  bereits  gedruckt,  als  die  Beschlüsse  der  Budget- 
komiiiission  des  preußischen  Abgeordnetenhauses,  weiche  in  der  Sitzung 
vom  8.  Februar  gefaßt  worden  sind,  bekannt  wurden. 

Es  sei  nunmehr  gestattet,  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die  Ver- 
änderungen   hinzuweisen,    welche    die   Vorlage   der   Regierung  in    der 
Kommission   erfahren   hat.     Es   handelte    sich    hier   zunächst   um   die 
anderweitige  Fassung  des  oben  (S.  19)  mitgeteilten  Vermerks  der  Denk- 
schrift S.  108  (Vermerk  zu  No.  92  der  Besoldungsvorlage). 
Die  Abänderungsvorschläge  lauten: 
„Die  Professorenbesoldungsfonds   bei    den  Universitäten  werden 
in  erster  Reihe  dazu   verwendet,   um    den  etatsmäßigen  Professoren 
Grundgehälter  und  Dienstalterszulagen  entsprechend  den  regierungs- 
seitigen Erklärungen   in  der   Sitzung   des  Abgeordnetenhauses   vom 
19.  Januar  d.  Js.  zu   gewähren.     Das   Grundgehalt   beträgt   für  die 
etatsmäßigen  ordentlichen  Professoren  in  Berlin  4800  M.,   zu  denen 
Dienstaltcrszulagen  in  6  Altersstufen   von  400  M.  nach  je  4  Jahren 
hinzutreten,   für   die   etatsmäßigeu   ordentlichen  Profe.-soren   an  den 
übrigen  Universitäten  4000  M.,   zu   denen    Dienstalterszulagen   in  5 
Altersstufen  von  400  M.  nach  je  4  Jahren  hinzukommen ;  die  etats- 
mäßigen außerordentlichen  Professoren  erhalten  in  Berlin  ein  Grund- 
gehalt von  2400  M.   und  Dienstalterszulagen    in  6  Altersstufen  von 
400  M.  nach  je  4  Jahren,  an  den  übrigen  Universitäten  ein  Grund- 
gehalt von  2000  M.  und  Dienstalterszulageu   in  5  Altersstufen   von 
400  M.  nach  je  4  Jahren." 

Der  oben  S.  30  von  mir  erhobenen  Forderung,  daß  auf  das  Ge- 
haltssystem mit  den  Altersstufen  in  den  Erläuterungen  zum  Etat 
ausdrücklich  Bezug  genommen,  daß  es  etatsmäßig  festgestellt  werde,  ist 
somit  Rechnung  getragen. 

„Das  vorbezeichnete  Gehaltssystem  gilt  jedoch  nur  als  Regel 
und  vorbehaltlich  der  Ausnahmen,  welche  der  Staatsregierung  nach 
Lage  der  Verhältnisse  erforderlich  erscheinen.  Ueber  die  Grund- 
sätze, welche  bezüglich  der  Ausnahmen  beobachtet  werden,  soll  dem 
Landtag   nach   zwei  Jahren   Mitteilung  gemacht   werden.     Die   für 
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erforderlich  erachteten  Ausnahmen  werden  baldmöglichst  durch  einen 
Vermerk  im  Etat  festgesetzt." 

Die  Kommission  hat  somit  anerkannt,  daß  Ausnahmen  von  der 
Gehaltsskala  gemacht  werden  müssen.  Die  Universitätslehrer  können 
es  aber  nur  mit  Genugthuung  begrüßen,  daß  auch  die  für  erfor- 
derlich erachteten  Ausnahmen  baldthunlichst  in  den 
Etat  aufgenommen  werden  sollen.  So  werden  am  besten  die 
Besorgnisse  beseitigt,  daß  aus  anderen  als  rein  sachlichen  Gründen 
niedrigere  Gehälter  gezahlt  werden  könnten. 

„Die  Besoldungen   der  Professoren   bei  den   Universitäten  (aus- 
schließlich Berlin)  sind  untereinander  übertragbar." 
Gf.  hierüber  meine  Ausführungen  oben  S.  30  und  31. 

„Die  Honorare  für  die  Vorlesungen  der  etatsmäßigen  Professoren 
fließen,  insoweit  sie  für  einen  Professor  in  einem  Rechnungsjahre 
den  Betrag  von  3000  M.,  in  Berlin  von  4500  M.,  übersteigen,  zur 
Hälfte  in  die  Staatskasse.  Hierbei  sind  von  den  gestundeten  Hono- 
raren nicht  die  in  dem  Rechnungsjahre  gebuchten ,  sondern  die  in 
demselben  thatsächlich  eingegangenen,  diese  aber  ebenso  wie  die 
bar  eingezahlten  mit  ihrem  vollen  Betrage  anzurechnen.  Von  den 
gestundeten  wie  bar  eingezahlten  Honoraren  sind  die  Beiträge  zu 
den  Kassenverwaltuugskosten  vorweg  in  Abzug  zu  bringen." 

Mit  dieser  Bestimmung  ist  zum  Teil  das  erreicht,  was  ich  auf 
S.  26  als  wünschenswert  bezeichnet  habe :  das  abzugsfreie  Honorar  ist 
an  den  „Provinzialuniversitäten"  von  2400  M.  auf  3000  M.  erhöht. 
Freilich  ist  gleichzeitig  auch  eine  Erhöhung  dieses  Betrages  für  Berlin 
bewirkt:  4000  auf  4500  M.  Trotz  alledem  werden  von  dieser  Ver- 
änderung vor  allem  die  Universitäten  in  der  Provinz  Nutzen  ziehen! 
Die  ausdrückliche  Erklärung,  daß  von  den  gestundeten  Honoraren 
nicht  die  in  dem  Rechnungsjahre  gebuchten,  sondern  die  in  demselben 
thatsächlich  eingegangenen  Beträge  angerechnet  werden  sollen,  be- 
seitigt die  Mißverständnisse,  welche  durch  die  nicht  ganz  klare 
Fassung  dieser  Bestimmung  in  der  „Denkschrift"  hervorgerufen  waren. 
Allerdings  sollen  nunmehr  die  bar  eingezahlten,  ehedem  gestundeten 
Honorare  in  ihrem  vollen  Betrage  zur  Anrechnung  gelangen. 

„Die  nach  Absatz  4  der  Staatskasse  zufließenden  Einnahmen  an 
Honoraranteilen  werden  unter  Kap.  119  Tit.  12  b  des  Staatshaus- 
haltsetats zu  einem  Ausgabefonds  vereinigt,  welcher  „zu  jähr- 
lichen Zuschüssen  an  etatsmäßige  Professoren  mit  geringfügigen 
Nebenbezügen"  bestimmt  ist  und  in  erster  Reihe  dazu  dienen  soll, 
an  Professoren,  welche  neben  der  regelmäßigen  Besoldung  (Abs.  1) 
in  einem  Rechnungsjahre  aus  anderen  als  persönlichen  Gründen 
weniger  als  600  M.  an  Nebeneinnahmen  aller  Art  bezogen  haben, 
am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  Zuschüsse  zur  Ausgleichung  des 
Minderbetrages  zu  gewähren,  soweit  der  Fonds  ausreicht. 
Diese  Vorschriften  finden  auf  die  bei  ihrem  Inkrafttreten  schon 
angestellten  Professoren  nur  Anwendung,  wenn  dieselben  hiermit  ein- 
verstanden  sind.     Unterwerfen   einzelne   dieser   Professoren   sich   den 
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Bestimmungen  nicht,  so  sind  dieselben  an  der  Besoldungsaufbesserung 
nicht  zu  beteiligen. 

Der  Ausgabefonds  Kap.  119  Tit  13,  erhält  die  Bezeichnung  „Zur 
Heranziehung  und  Erhaltung  ausgezeichneter  Dozenten." " 

Hier  liegen  nicht  minder  beachtenswerte  Aendcrungen  der  Budget- 
kommission an  der  Vorlage  der  Regierung  vor. 

Die  aus  den  Einnahmen  an  Honoraranteilen  der  Staatskasse  zu- 
fließenden Beträge  sollen  nicht  dem  alten  Dispositionsfonds  (Kap.  119 
Tit.  13)  überwiesen,  sondern  zu  einem  besonderen  neuen  Aus- 
gabefonds (Kap.  119  Tit.  IzJ  b  des  Staatshaushaltsetats)  vereinigt 
werden.  Dieser  aus  den  eingezogenen  Honoraren  gebildete  Fonds  soll 
zu  Funktionszulagen  für  Universitätslehrer  mit  geringen  Nebenein- 
nahmen verwendet  werden,  in  erster  Reihe  für  solche  Professoren,  die 
neben  der  regelmäßigen  Besoldung  in  einem  Rechnungsjahre  an  Neben- 
bezügen weniger  als  600  M.  haben.  Die  Kommission  hat  demnach, 
was  oben  S.  32  empfohlen  wurde,  für  diesen  aus  den  Kollegiengeldern  neu 
zu  bildenden  Dispositionsfonds  Grundzüge  der  Verwendung  angegeben. 

Die  in  der  Regierungsvorlage  bis  auf  weiteres  gezogene  Be- 
grenzung dieser  Einnahmen  auf  185000  M.  ist  fallen  gelassen. 

Der  alte  Dispositionsfonds  (Kap.  119,  Tit.  13),  welcher  heute  die 
Bezeichnung  trägt  „Zur  Verbesserung  der  Besoldungen  der  Lehrer  an 
sämtlichen  Universitäten,  an  der  Akademie  in  Münster  und  an  dem 
Lyceum  in  Braunsberg,  sowie  zur  Heranziehung  ausgezeichneter 
Dozenten"  bleibt  mit  175  000  M.  bestehen,  erhält  aber  die  neue  Be- 
zeichnung: „Zur  Heranziehung  und  Erhaltung  ausgezeichneter  Dozenten." 
Diese  Namensänderung  ist  deshalb  geboten,  weil  für  die  Verbesserung 
der  Besoldungen  in  erster  Linie  der  neue  Fonds  heranzuziehen  sein 
wird.  — 


Die  Budgetkommission  hat  aber  nicht  nur  die  Vorlage  der 
Regierung  in  dieser  Weise  umgestaltet,  sie  hat  gleichzeitig  einstimmig 
folgende  Resolution  angenommen: 

„Die   Königliche  Staatsregierung    aufzufordern    von    Aufsichts- 

■wegen  bei  den  Universitäten: 

1.  für  die  Vorlesungshonorare  Maximalsätze  einzuführen ; 

2.  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß  die  Stundung  der  Honorare 
allmählich  durch  Einführung  eines  Erlaßsystems  beseitigt 
wird  1)." 

Nach  dem,  was  ich  oben  (S.  13  und  S.  28,  ferner  S.  27)  aus- 
geführt habe,  brauche  ich  mich  über  die  Zweckmäßigkeit  dieser 
Resolution  nicht  weiter  zu  äußern.     Ich  habe  des  näheren  darzulegen 


1)  Wie  einige  Zeitungen  melden,    iiat  die  Kommission    nocli   eine  3.  Resolution  des 

Inhalts  gefafst: 

,,für  die  Vorlesungen,    soweit    das  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  als  ratsam  er- 
scheint, Maximalzahlen  der  Zuhörer  festzusetzen." 
Da    sich    diese    jedoch    in    dem    amtlichen    Bericht    der    ,, Berliner   Korrespondenz" 

(No,  29,  8.  II.,   1897)  nicht  findet,  gehe  ich  auf  dieselbe  nicht  weiter  ein. 
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versucht,  daß  eine  größere  Einheitlichkeit  in  den  Honorarsätzen  unter 
allen  Umständen  zu  erstreben  ist.  Viel  schwieriger  wird  die  gleich- 
falls wünschenswerte  Beseitigung  der  Stundung  sein.  Da  z.  Z.,  wie 
ich  gezeigt  habe,  für  die  einzelnen  Universitäten  und  Fakultäten  die 
Stundung  von  ganz  verschiedener  Bedeutung  ist,  so  wird  es  sich,  wie 
dies  ja  auch  in  dem  Beschluß  der  Budgetkommission  zum  Ausdruck 
gebracht  ist,  nur  um  eine  allmähliche  Aenderung  handeln  können. 
Auch  darf  nochmals  die  Erwartung  ausgesprochen  werden,  daß  die 
ünterrichtsverwaltung,  bevor  sie  das  System  der  Stundung  abschafft, 
die  beteiligten  Körperschaften  hören  und  die  seitens  der  Universitäten 
und  Fakultäten  geäußerten  Wünsche  thunlichst  berücksichtigen  wird. 
Breslau,  den  10.  Februar  1897. 


